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Präsident Imhoff eröffnet die Sitzung um 10:00 Uhr. 

Präsident Imhoff: Die 16. Sitzung der Bürgerschaft 
(Landtag) ist eröffnet. 

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und Vertreter der Medien. 

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, die Sie der digi-
tal versandten Tagesordnung mit Stand von heute, 
9 Uhr, entnehmen können. 

Dieser Tagesordnung können Sie auch die Ein-
gänge gemäß § 37 der Geschäftsordnung entneh-
men, bei denen interfraktionell vereinbart wurde, 
sie nachträglich auf die Tagesordnung zu setzen. 
Es handelt sich um die Tagesordnungspunkte zwei 
und drei. 

Zu diesen Tagesordnungspunkten ist vereinbart 
worden, dass sie ohne Debatte behandelt werden 
und die Inhalte der Anträge in die Debatte über die 
Erklärung des Senats einfließen. 

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Das ist nicht der Fall. 

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Beck [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit 
den interfraktionellen Absprachen einverstanden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Abgeord-
nete, es ist nach unserer Recherche und nach mei-
ner Erinnerung bisher nicht vorgekommen, dass 
das Parlament an einem Feiertag zusammenkom-
men musste. Das ist auch ein deutliches Signal an 
die Bevölkerung. 

Wir als Bremische Bürgerschaft, als Landtag, wir 
waren und wir sind handlungsfähig. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Wir werden in dieser ungewöhnlichen Zeit unserer 
Pflicht als Gesetzgeber und der parlamentarischen 
Kontrolle nachkommen – auch an einem Feiertag! 

Am Anfang der Coronapandemie im Frühjahr die-
ses Jahres standen wir vor einer völlig neuen Not-
fallsituation. Es gab noch keine Erfahrungen mit 
dem Virus und schon gar nicht im richtigen Um-
gang mit dieser neuen Pandemie. Es mussten 
schnelle und effektive Entscheidungen getroffen 
werden. Das war richtig, das war wichtig und viele 
haben von der Stunde der Exekutive gesprochen. 

Heute sind wir aber sieben Monate weiter, in de-
nen wir mit der Pandemie leben mussten und wir 
müssen noch weitere Monate vielleicht Jahre, ak-
tuell mit rasant steigenden Infektionszahlen, um-
gehen. Es ist meine tiefste Überzeugung: Wenn wir 
über so einen langen Zeitraum so weitreichende 
Eingriffe in die Grundrechte und die Freiheiten der 
Menschen vornehmen, dann ist es unsere Pflicht, 
dass wir als Parlamentarier dazu öffentliche Debat-
ten führen, dass wir uns beteiligen und zur Not un-
sere Beteiligung einfordern. Denn Sie alle, wir alle, 
sind die gewählten Volksvertreter und haben das 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger bei der letz-
ten Wahl geschenkt bekommen. Wir müssen dieses 
Vertrauen selbstbewusst vertreten. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Viele der Coronamaßnahmen werden auf den Stra-
ßen in Bremen und Bremerhaven kontrovers disku-
tiert. Gerichte beschäftigen sich zunehmend häufi-
ger mit der rechtlichen Frage, ob die erlassenen 
Maßnahmen auch verhältnismäßig sind. Gerade 
deshalb ist es wichtig, dass wir im parlamentari-
schen Raum darüber debattieren, um Öffentlich-
keit herzustellen, um zu erklären, um zu informie-
ren, um abzuwägen und auch um zu justieren. Nur 
so können wir hoffentlich Akzeptanz für die Ein-
griffe in unseren Alltag schaffen. Allein Pressekon-
ferenzen des Senats ersetzen die parlamentari-
schen Debatten dabei nicht, meine Damen und 
Herren. 

Die Gewaltenteilung ist für viele ein abstrakter Be-
griff. Es geht darum, dass wir uns die Gewalt teilen 
und am Ende das Beste für die Bürgerinnen und 
Bürger unseres Landes herausholen: Die Gerichte 
als rechtsprechende Gewalt, das Parlament als ge-
setzgebende Gewalt und der Senat als ausführende 
Gewalt. Jeder nimmt seine Aufgabe für das Ge-
meinwohl wahr. Die Bremische Bürgerschaft 
nimmt heute ihre Aufgabe wahr und muss es auch 
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in den kommenden Monaten verstärkt tun, denn in 
unserer Verfassung ist nicht ohne Grund das un-
veränderliche Grundrecht verankert, dass sich 
staatliches Handeln auf Gesetze stützen muss, 
denn sie entziehen sich der Kontrolle unseres Par-
lamentes nicht, sondern sie sind der Pfeiler unseres 
demokratischen Handelns. 

Trotz unterschiedlicher Aufgaben und Befugnisse 
ist der Auftrag für uns alle aber derselbe. Gemein-
sam ist es unsere Pflicht, die besten Lösungen für 
die Menschen in Bremen und Bremerhaven zu fin-
den. Daran werden wir alle weiterarbeiten und ich 
wünsche Ihnen dazu heute gute Debatten und auch 
zukünftig viel Glück bei Ihren politischen Entschei-
dungen. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Regierungserklärung des Senats zum Thema „Be-
kämpfung des Coronavirus, der SARS-CoV-2-
Pandemie“ 

Der Senat hat mit dem Schreiben vom 30. Oktober 
2020 gemäß § 50 Absatz 4 unserer Geschäftsord-
nung die Absicht mitgeteilt, eine Regierungserklä-
rung abzugeben. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort Herr Bürgermeister 
Dr. Bovenschulte. 

Bürgermeister Dr. Bovenschulte: Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordneten! Die Bekämpfung der 
Coronapandemie ist das, was mich, was den Senat 
und was wohl auch Sie derzeit am meisten beschäf-
tigt, aber es gibt auch noch andere Ereignisse in 
diesem Land und in der Welt, die nach unserer po-
litischen und menschlichen Aufmerksamkeit ver-
langen. 

Deshalb möchte ich vorweg, vor der Debatte, zu-
nächst sagen, dass meine Gedanken in diesen 
Stunden auch bei unseren Freundinnen und Freun-
den unserer Partnerstadt Izmir sind. Izmir ist von 
einem verheerenden Erdbeben getroffen worden, 
mit vielen Toten und Verletzten. Das kann uns 
nicht gleichgültig lassen und wir werden nicht nur 
verbale Solidarität üben wollen und müssen, son-
dern wir werden auch als Senat unverzüglich Kon-
takt aufnehmen und unsere Hilfe anbieten, denn 

eines ist für mich klar: Unsere Freundinnen und 
Freunde werden wir in so einer schweren Zeit nicht 
im Stich lassen, auch wenn wir selbst viel mit der 
Pandemie hier und in der Türkei zu tun haben. 
Praktische Solidarität zwischen Partnerstädten ist 
gerade in so einer Situation das Gebot der Stunde. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu Be-
ginn betonen, dass ich mich freue, heute hier vor 
Ihnen reden zu können, denn ich bin der festen 
Überzeugung, dass es gut und richtig ist, dass sich 
die Regierung hier in der Bürgerschaft auch an ei-
nem Samstag, zumal an einem Feiertag, erklärt. 
Das ist nicht nur das selbstverständliche, verfas-
sungsmäßige Recht des Parlamentes, es gibt dem 
Senat auch die notwendige politische Rückende-
ckung, gerade angesichts solch schwerwiegender 
Entscheidungen, wie wir sie heute debattieren. 

Ich freue mich, dass wir hier in Bremen schon seit 
Beginn der Pandemie einen vertrauensvollen und 
konstruktiven Austausch zwischen dem Senat und 
der Bürgerschaft in der Frage pflegen, wie wir die 
Pandemie am effektivsten und zugleich am verhält-
nismäßigsten und mit den wenigsten Schäden für 
unser Gemeinwesen bewältigen können. Die de-
mokratischen Teile der Opposition möchte ich da 
ganz ausdrücklich mit einbeziehen und mich für 
die große Unterstützung während der gesamten 
Coronapandemie bedanken. Meine Damen und 
Herren, ich persönlich und der Senat, wir wissen 
das sehr zu schätzen. Ganz herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Gestatten Sie mir, wie in einer Regierungserklä-
rung zur Coronapandemie üblich, einen kurzen 
Rückblick auf das Infektionsgeschehen in den ver-
gangenen Wochen, weil wir alle wissen, wie viel 
sich da getan und wie sehr sich die Situation geän-
dert hat: In den letzten Wochen hat Bremen in der 
meisten Zeit gar nicht so schlecht dagestanden, 
eine Situation, die sich leider dramatisch zum 
Schlechteren gewendet hat. Nachdem uns die so-
genannte erste Welle längst nicht so hart getroffen 
hatte wie manch andere Städte und manch anderes 
Land, sind wir auch noch gut durch den Sommer 
gekommen und standen auch bis Ende September 
ganz gut da. Es erscheint wie aus einer anderen 
Zeit. 

Seither aber, seit der letzten Septemberwoche, er-
leben wir vor allem in der Stadtgemeinde Bremen 
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einen steilen Anstieg der Infektionszahlen. Am 6. 
Oktober stieg die 7-Tage-Inzidenz – also die Zahl 
der Neuinfektionen pro 100 000 Einwohner inner-
halb einer Woche – über den Schwellenwert von 
50. Gestern dann, nur gut drei Wochen später, er-
reichte sie ihren bisherigen Höchststand von 196. 
In Bremerhaven war die Entwicklung länger stabil. 
Erst Ende Oktober überschritt die Seestadt den 
Warnwert von 35, nur drei Tage später allerdings 
dann schon den Schwellenwert von 50. 

Meine Damen und Herren, in beiden Städten unse-
res Bundeslandes müssen wir, wenn auch von un-
terschiedlichen Niveaus ausgehend, derzeit leider 
ein exponentielles Wachstum bei den Neuinfektio-
nen registrieren. Das allerdings ist nicht nur in Bre-
men und in Bremerhaven so, das ist der Trend in 
ganz Deutschland, ja in ganz Europa, und das ist 
vor allem ein Problem der dicht besiedelten Groß-
städte und der Ballungsräume. Bremen ist Han-
dels- und Industriezentrum im Nordwesten mit fast 
600 000 Einwohnern und mehr als 100 000 Ein-
pendlerinnen und Einpendlern pro Tag und ist da-
mit in der Pandemie mit genau den Problemen kon-
frontiert, die andere Großstädte in Deutschland 
und Europa auch kennen. 

Drei von vier kreisfreien Städten und Landkreisen 
liegen mittlerweile oberhalb des Schwellenwerts 
von 50. Die gesamtdeutsche Inzidenz lag vor vier 
Wochen noch bei 15 im Durchschnitt der Bundes-
republik, heute liegt sie bei über 100, und das trotz 
aller in den vergangenen Wochen deutschlandweit 
verhängten Beschränkungen und schärferen Re-
geln. Das ist das wirkliche Problem: Wir haben bis-
lang weder in Deutschland noch in Bremen die Dy-
namik des Ausbruchsgeschehens in den Griff be-
kommen, obwohl wir früh und streng und koordi-
niert – und in Bremen sogar früher und strenger als 
anderswo – reagiert haben. 

Nun sagen viele: Die Zahl der Neuinfektionen, was 
sage die schon aus? Das sei doch nicht alles. Sie al-
lein verursache, so die Argumentation, ja noch 
keine medizinische Notlage. Aber, meine Damen 
und Herren, auch wenn wir auf die weiteren Indi-
katoren schauen, ist das kein Grund zur Beruhi-
gung, etwa auf die Test-Positiv-Rate, also den An-
teil der positiven Tests an allen durchgeführten 
Tests – und diese Test-Positiv-Rate steigt kontinu-
ierlich –, oder die Hospitalisierungsrate, also die 
Anzahl der Coronakranken in unseren Kliniken. 
Auch wenn wir auf diese Indikatoren schauen, stel-
len wir, wenn auch leicht verzögert, fest, es gibt 
den gleichen Trend wie bei den Neuinfektionen. 
Mittlerweile sind sogar mehr Menschen in unseren 

Krankenhäusern als im Frühjahr und auch die To-
desfälle haben in den vergangenen beiden Wochen 
zugenommen. 

Es kann deshalb keinen Zweifel geben: Wenn wir 
die Welle der Neuinfektionen nicht brechen, dann 
droht eine Überforderung unseres Gesundheitssys-
tems. Nicht akut, aber in naher Zukunft und zwar 
auch hier wieder nicht nur in Bremen, sondern in 
ganz Deutschland und möglicherweise auch in 
ganz Europa. Das ist die Lage, wie sie sich unge-
schminkt darstellt. Deshalb war es zwingend, dass 
wir uns am Mittwoch auf ein bundesweit einheitli-
ches Vorgehen mit einheitlichen Regeln verstän-
digt haben. Ich halte das für ein ganz wichtiges Sig-
nal. 

Wenn wir in dieser Situation Erfolg haben wollen, 
wenn wir die Welle der Neuinfektionen brechen 
wollen, dann brauchen wir keine Coronakleinstaa-
terei mehr, sondern dann brauchen wir – und ich 
verwende diesen Begriff, obwohl er mir sonst viel-
leicht sogar fernliegt – eine echte nationale Kraft-
anstrengung, die gemeinsam vom Bund und von al-
len Ländern und von allen Kommunen getragen 
wird. Das ist das Gebot der Stunde, kein Hin und 
Her, kein Flickenteppich, sondern eine gemein-
same nationale Kraftanstrengung! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Ich sage jetzt an dieser Stelle auch noch einmal, 
was ich schon an anderer Stelle gesagt habe: Das 
verlangt einigen ganz viel ab! Die haben dafür 
meine allergrößte Hochachtung. In Mecklenburg-
Vorpommern und in Schleswig-Holstein, wo die In-
zidenz steigt und wo die Zahl der Neuinfektionen 
steigt, aber wo sie natürlich noch deutlich niedriger 
ist, in diesen Ländern diese harten Maßnahmen 
mitzutragen, obwohl man doch auch sagen könnte, 
das ist das Problem von Hessen und von Nordrhein-
Westfalen und von Berlin und von Bremen, aber 
doch nicht unser Problem, in dieser Situation das 
mitzutragen, dass ist Ausdruck gesamtstaatlicher 
Solidarität. Dafür möchte ich an dieser Stelle den 
Kolleginnen und Kollegen aus den betroffenen 
Ländern mit noch niedriger Inzidenz noch einmal 
ein ganz herzliches Dankeschön sagen! So stelle 
ich mir den Schulterschluss vor. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Meine Damen und Herren, bevor ich gleich zu den 
Maßnahmen im Einzelnen komme, möchte ich 
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auch noch einmal eines betonen, das auch schon 
der Präsident so richtig und in viel besseren Wor-
ten, als ich sie finden könnte, gesagt hat: Es ist rich-
tig und notwendig, dass im Anschluss an die Regie-
rungserklärung das Parlament als demokratisch le-
gitimierte Vertretung des Souveräns über die Be-
schränkungen debattiert und sie im Wege der Re-
solution beschließt, die die Ministerpräsidenten-
Konferenz erst am Mittwoch, und gestern dann der 
Senat, beraten haben. 

Die Debatte, wer eigentlich legitimiert ist, so weit-
reichende Entscheidungen zu treffen, und ob die 
parlamentarische Rückbindung von Grundrechts-
eingriffen nicht verstärkt werden müsse, hat in den 
vergangenen Wochen an Bedeutung gewonnen, 
und ich meine, zu Recht. Einerseits ist es unver-
zichtbar, dass die Exekutive schnell und flexibel 
handeln und alle Maßnahmen zum Schutz der Be-
völkerung unverzüglich ergreifen kann. Anderseits 
ist es aber genauso richtig, dass wesentliche Ent-
scheidungen in einer Demokratie im Parlament ge-
troffen werden müssen und damit der Kontrolle der 
gewählten Abgeordneten unterliegen. 

Deshalb werden wir die neue Coronarechtsverord-
nung selbstverständlich erst im Anschluss an die 
heutige Debatte und in Ansehung der heutigen De-
batte verkünden. Das, finde ich, muss auch so sein. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Ich möchte aber noch einen Schritt weiter gehen, 
meine Damen und Herren. Innerhalb der nächsten 
vier Wochen wird der Senat der Bürgerschaft einen 
Gesetzentwurf vorlegen, demzufolge künftige 
Coronarechtsverordnungen, die der Senat erlässt, 
immer in der darauffolgenden Sitzung der Bremi-
schen Bürgerschaft vorgelegt und von dieser bestä-
tigt werden müssen. Wenn die Bestätigung aus-
bleibt, dann wird auch die Rechtsverordnung an 
Kraft, an Geltung verlieren. 

Damit gibt es nicht nur ein Resolutionsrecht des 
Parlamentes, sondern ein rechtlich verbindliches 
Bestätigungsrecht, und damit, denke ich, lenken 
wir die Diskussion in verbindliche, rechtlich geord-
nete Bahnen, um die notwendige parlamentarische 
Legitimation dauerhaft sicherstellen zu können. 
Das ist jedenfalls das Ziel des Senats. Ob Sie diese 
Initiative aufgreifen, das ist das Wesen parlamen-
tarischer Souveränität, das ist natürlich Ihnen über-
lassen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
einmal kurz auf die wesentlichen Punkte eingehen, 
auf die sich die Ministerpräsidentinnen und Minis-
terpräsidenten mit der Bundesregierung verstän-
digt haben, auch wenn sie Ihnen natürlich längst 
bekannt sind: 

Um die Zahl der Neuinfektionen wieder auf ein 
stabil niedriges Niveau zu bringen, ist es erforder-
lich – so schmerzlich dies ist –, für einen begrenzten 
Zeitraum die sozialen Kontakte zwischen den Men-
schen in unserem Land massiv zu reduzieren. Des-
halb wollen wir unter anderem die bestehenden 
Kontaktbeschränkungen weiter verschärfen, Kul-
tureinrichtungen, Sportstätten, Freizeitangebote 
und die Gastronomie schließen und Unterhaltungs-
veranstaltungen und private Feiern, wie auch bis-
her schon, weitgehend untersagen. 

All diese Maßnahmen sollen beginnend ab Montag 
für einen Monat gelten. Mitte November, so haben 
wir es verabredet, wollen wir uns über die Wirkung 
beraten und ich habe die Hoffnung, die ganz tiefe 
Hoffnung, dass es uns damit tatsächlich gelingt, 
den exponentiellen Anstieg der Neuinfektionen zu 
durchbrechen und die Pandemie wieder kontrollie-
ren zu können. 

Meine Damen und Herren, die vorbereiteten Be-
schlüsse, die heute diskutiert werden, die Be-
schränkungsmaßnahmen, stellen nicht nur eine 
Verschärfung der bisherigen Beschlüsse und Maß-
nahmen dar, sie beinhalten auch einen Strategie-
wechsel. In den vergangenen Wochen haben wir 
immer versucht, gezielt dort einzugreifen, wo wir 
Infektionsherde vermutet haben, nämlich insbe-
sondere bei privaten Feiern und bei Veranstaltun-
gen. Natürlich soll das auch weiter so sein, dort ein-
zugreifen, wo wir Infektionsherde feststellen kön-
nen. 

Eines muss man aber ganz deutlich sagen: Die jetzt 
beschlossenen Maßnahmen dienen ganz allgemein 
der Kontaktreduzierung. Bei ihnen ist es deshalb in 
letzter Konsequenz auch nicht entscheidend, ob es 
einen ganz konkreten empirischen Beleg dafür 
gibt, dass sich in einem bestimmten Bereich zum 
Beispiel in der Gastronomie oder beim Sport beson-
ders viele Menschen infiziert haben. Es ist ent-
scheidend, dass wir Anlässe reduzieren, bei denen 
sich Menschen treffen und bei denen sich Men-
schen infizieren können. 

Das ist der grundlegende Unterschied und das ist 
der Strategiewechsel, der hinter dem teilweisen 
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Lockdown im Vergleich zu der bisherigen geziel-
ten, regionalen, sektoral sozusagen minimalinvasi-
ven Strategie steht. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Welche Gründe gibt es für diesen Strategiewech-
sel? Was steht dahinter? Drei Gründe: Erstens, die 
bisherigen Maßnahmen, die zielgerichtet an einem 
besonderen Infektionsrisiko angesetzt haben, ha-
ben schlicht nicht ausgereicht, um das Ziel zu er-
reichen, wie wir festgestellt haben. Möglicherweise 
ist es gelungen, das Infektionsgeschehen ein wenig 
zu drosseln – ich gehe auch davon aus, dass die Si-
tuation noch schwieriger wäre, wenn wir die Maß-
nahmen nicht ergriffen hätten –, wie aber jeder se-
hen kann, eine echte Trendwende, also einen 
Rückgang des Infektionsgeschehens, haben wir 
nicht erreicht. 

Der zweite Grund: Das Infektionsgeschehen ist in-
zwischen viel zu diffus. Das Virus hat sich so im 
Land und in der Gesellschaft ausgebreitet, dass es 
nicht mehr ausreicht, besonders riskante Kontakte 
zu unterbinden. Wir haben vielmehr nur dann eine 
Chance, die Pandemie zu kontrollieren, wenn wir 
die Anzahl der Sozialkontakte insgesamt reduzie-
ren. 

Drittens, bei bundesweit mehr als 75 Prozent der 
Infektionen ist überhaupt nicht mehr nachvollzieh-
bar, wo die Ansteckung erfolgte. Wir können des-
halb nicht sagen, dass sich jemand im Kino, im Res-
taurant oder beim Fußballtraining infiziert hat. Wir 
können es aber ehrlicherweise auch nicht aus-
schließen, und das gilt nicht nur in Bremen, son-
dern nahezu flächendeckend in Deutschland. 

Meine Damen und Herren, angesichts dieser Situ-
ation, wie sie sich darstellt, waren wir gezwungen, 
eine sehr schwere Abwägungsentscheidungen zu 
treffen: Wie können wir einerseits die Anzahl der 
sozialen Kontakte in unserem Land massiv reduzie-
ren, um die Ausbreitungsmöglichkeit des Virus 
massiv einzuschränken, und wie können wir ande-
rerseits den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Schaden zumindest in Grenzen halten? 

In dieser Situation, in der man es niemandem wirk-
lich recht machen kann und in der man im Prinzip 
nur zwischen sehr schweren Alternativen wählen 
kann, haben wir uns erstens dafür entschieden, den 
Kernbereich unserer Wirtschaft, Industrie, Handel 
und Handwerk, unter strengen Hygieneauflagen 
möglichst ohne Einschränkung aufrechtzuerhalten. 
Das ist nicht etwa das Ergebnis einer Abwägung 

von Kapitalinteressen und Bevölkerungsschutz, 
wie manch einer behauptet. Das folgt vielmehr aus 
der nüchternen Erkenntnis, dass die Widerstands-
fähigkeit unserer Gesellschaft, die Resilienz, in der 
Pandemie auch maßgeblich von der Leistungsfä-
higkeit der Wirtschaft und Verwaltung abhängt. 

Deutschland ist doch vor allem deshalb bislang so 
gut durch die Pandemie gekommen, weil wir über 
ein hervorragendes Gesundheitssystem, ein extrem 
leistungsfähiges Sozialsystem, erhebliche finanzi-
elle Mittel zur Abfederung der Pandemieschäden 
und über eine sehr leistungsstarke Volkswirtschaft 
verfügen. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

All diese Faktoren sind die Voraussetzung dafür, 
dass wir in der aktuellen Situation überhaupt be-
stehen können, und darum ist es in der Pandemie 
so essenziell, unsere wirtschaftliche, gesellschaftli-
che Leistungsfähigkeit bei allen Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Pandemie grundsätzlich zu be-
wahren. 

Meine Damen und Herren, wir haben uns, zwei-
tens, ganz bewusst dafür entschieden, dass Schu-
len und Kindergärten geöffnet bleiben. Das hat na-
türlich auch damit zu tun, dass wir in der ersten 
Phase der Pandemie erlebt haben, wie sehr Schul- 
und Kitaschließungen Kinder und Eltern belasten. 
Homeschooling und Homeoffice lassen sich nun 
einmal nicht nebenher machen. Gerade für Fami-
lien mit mehreren Kindern und für Alleinerzie-
hende war die Belastung kaum zumutbar, zumal 
die vor allem von Frauen aufgefangen wurde. Ge-
schlechtergerechtigkeit sieht mit Sicherheit ganz 
anders aus. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vor allem aber haben wir uns entschieden, Schulen 
und Kitas offen zu halten, weil die Folgen der feh-
lenden Unterrichtszeit für die Zukunftschancen der 
Kinder gar nicht verantwortet werden können. Wir 
in Bremen sind deshalb – genauso wie der Bund 
und die anderen 15 Landesregierungen – fest ent-
schlossen, Schul- und Kitaschließungen soweit wie 
möglich zu verhindern. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Jeder, der glaubt, im Sinne des Infektionsschutzes 
wäre eine zumindest teilweise Schließung doch der 
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bessere Weg, muss wissen: Wer Schülerinnen und 
Schüler durch eine erneute Schulschließung in der 
Bildung Dinge verlieren lässt, der muss wissen: 
Das, was verloren wurde, ist weg, das lässt sich in 
der Zukunft nicht mehr nachholen, das lässt sich 
nicht mehr aufholen. Weniger Unterricht heißt we-
niger Bildung. Das gilt zumindest für die jüngeren 
Schülerinnen und Schüler, im Übrigen auch bei ei-
ner Klassenteilung. Wer halbe Klassen fordert, 
schafft nicht nur ein Betreuungsproblem, er fordert 
im Ergebnis auch nur halb so viel Bildung, wie 
möglich ist. Alles andere, meine Damen und Her-
ren, ist Augenwischerei. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Lernen ist ein sozialer Prozess und Wissensvermitt-
lung mag auch gelegentlich vor dem und mit dem 
iPad gut funktionieren, insbesondere bei älteren 
Schülerinnen und Schülern, aber Fernunterricht ist 
kein Ersatz für die unmittelbare soziale Interaktion. 
Bei erneuten Schulschließungen würden wir des-
halb die Schwächsten verlieren, wir würden soziale 
Gräben vertiefen, die Bildungsschere würde weiter 
auseinandergehen. 

Und schließlich und abschließend brauchen Kinder 
einfach andere Kinder. Das Zusammenkommen 
mit Gleichaltrigen, das Voneinander-Lernen und 
Miteinander-Spielen ist nicht nur nett und schön, 
es ist vor allem ein elementarer Bestandteil der 
kindlichen Entwicklung und lässt sich nicht einfach 
ein halbes Jahr verschieben. Deshalb haben wir 
uns dazu entschlossen, Schulen und Kitas weiter 
offen zu halten, und wir waren uns in dieser Frage 
mit allen anderen Regierungschefs und der Bun-
deskanzlerin vollkommen einig. Ich halte das für 
eine der ganz zentralen Aussagen, vielleicht sogar 
die zentrale Aussage, der letzten Ministerpräsiden-
ten-Konferenz. Ich glaube, da haben wir genau die 
richtige Entscheidung getroffen. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Meine Damen und Herren, im Umkehrschluss führt 
dies allerdings dazu, dass wir stattdessen die Akti-
vitäten in den Bereichen Freizeitgestaltung und 
Unterhaltung und leider auch im Bereich Kultur 
und Sport zeitweise massiv beschränken müssen, 
um die notwendige Reduzierung sozialer Kontakte 
zu erreichen. Die Reduzierung, ist deshalb notwen-
dig, weil wir sonst die Ausbreitung des Virus nicht 
gestoppt bekommen, und nicht etwa, weil wir uns 
das ausgedacht hätten. 

Ich weiß, wir muten damit gerade denjenigen viel 
zu, die unser Gemeinwesen im Inneren zusammen-
halten, die aus einem erfüllten und vernünftigen 
gesellschaftlichen Leben gar nicht wegzudenken 
sind. Glauben Sie mir: Aus unzähligen Gesprächen 
weiß ich, dass die Verzweiflung bei vielen groß ist. 
Zumal gerade sie in den vergangenen Monaten so 
viel Einsatz gezeigt haben, um sich gegen die Pan-
demie zu behaupten. 

Ich kann es nicht oft genug betonen: Dass wir ge-
rade den betroffenen Bereichen so viel abverlan-
gen, ist auf keinen Fall ein Ausdruck mangelnder 
Wertschätzung, und schon gar nicht – das möchte 
ich hier den Gastronominnen und Gastronomen, 
den Kulturschaffenden, den Schaustellerinnen und 
Schaustellern, den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der Veranstaltungsbranche und allen anderen 
Betroffenen sagen – hat das, was wir machen, ir-
gendetwas mit Schuld und Bestrafung zu tun. Denn 
es gibt keine Schuld und logischerweise auch keine 
Bestrafung, sondern dass wir den teilweisen Lock-
down beschlossen haben, hat ausschließlich damit 
zu tun, dass wir unsere sozialen Kontakte flächen-
deckend reduzieren müssen und damit auch flä-
chendeckend die Gelegenheit für soziale Kontakte 
reduzieren müssen. 

Wenn man aber eine so harte Entscheidung für be-
stimmte Bereiche trifft, dann ist eines ganz klar: 
Eine solche Entscheidung ist in rechtlicher wie 
auch in moralischer Hinsicht nur vertretbar, wenn 
wir diejenigen entschädigen, die im Interesse des 
Gemeinwohls besonders belastet werden, und ge-
nau das werden wir auch tun. Der Senat wird alles 
unternehmen, um die Einschränkungen schnellst-
möglich zu beenden. Dass wir auf Bunde- und auf 
Landesebene alle Möglichkeiten nutzen werden, 
um die wirtschaftlichen Auswirkungen für die be-
troffenen Bereiche so gering wie möglich zu halten, 
das verspreche ich ihnen auch ganz persönlich und 
natürlich auch im Namen des gesamten Senats. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch auf 
zwei Aspekte eingehen, die mir angesichts steigen-
der Zahlen von Menschen in den Krankenhäusern, 
auf den Intensivstationen und leider auch steigen-
der Zahlen von Menschen, die an Covid-19 verster-
ben, ganz wichtig sind: der Schutz vulnerabler 
Gruppen und die Kontaktnachverfolgung. 

Vielfach wird derzeit empfohlen – auch von vielen 
Ärztevertretern und Virologen –, wir sollten nicht 
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Einrichtungen schließen und Veranstaltungen reg-
lementieren, sondern stattdessen die Risikogrup-
pen besser schützen und die Kontaktnachverfol-
gung ausbauen. Ich glaube, dass das im Prinzip 
nicht völlig falsch ist. Zu beiden Punkten haben 
sich die Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsi-
denten sehr wohl auch bekannt, und ich bin sehr 
dafür, dass wir den Schutz vulnerabler Gruppen in 
den nächsten Wochen wie auch schon bisher in den 
Mittelpunkt unserer Arbeit stellen. 

Das Problem ist bloß: In einer Phase des exponen-
tiellen Wachstums der Infektionen werden diese 
beiden Ansätze allein nicht ausreichen. Die jetzt er-
griffenen Maßnahmen sollen und müssen den star-
ken Anstieg durchbrechen, die Kurve abflachen 
und damit einen Zustand ermöglichen, in dem eine 
Kombination aus allgemeinen Hygieneregeln, 
Kontaktnachverfolgung und Schutz der Risiko-
gruppen wieder den Kern unseres pandemiekon-
trollierenden Handelns bestimmen kann. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Für die Verbesserung des Schutzes der vulnerablen 
Gruppen gibt es unterschiedliche Ansätze und As-
pekte, es gibt nicht den einen Königsweg. Ich 
möchte zwei Punkte herausgreifen, zum einen den 
Punkt des Einsatzes hochwertiger Masken zum 
Selbstschutz und zum zweiten das Thema Schnell-
tests. 

Bisher haben wir mit Alltagsmasken gearbeitet, die 
im Wesentlichen dem Fremdschutz dienen sollten. 
Das sollte verhindern, dass sich Aerosole verbrei-
ten. Wir haben aber keinen flächendeckenderen, 
allgemeineren Ansatz und Einsatz von Masken 
zum Selbstschutz, FFP2-Masken, in Betracht gezo-
gen, auch wegen bestehender Knappheiten und 
Lieferschwierigkeiten. Das kann aber natürlich ein 
wesentlicher Ansatz zum Schutz vulnerabler Grup-
pen sein, deshalb beraten wir gerade mit der Apo-
thekerkammer, wie sich eine gute Versorgung vul-
nerabler Gruppen mit hochwertigen Masken zum 
Selbstschutz in der Praxis durchsetzen und einfüh-
ren ließe, ohne an anderer Stelle Knappheiten her-
vorzurufen. 

Mit der Diskussion sind wir noch nicht am Ende, 
aber ich denke, der Ansatz ist ein ganz wichtiger, 
weil damit die Effektivität des Maskentragens noch 
einmal deutlich gesteigert werden könnte, insbe-
sondere für die Risikogruppen. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 

Der zweite Punkt ist, dass wir in Pflegeeinrichtun-
gen in Zukunft bei Besucherinnen und Besuchern, 
aber auch beim Pflegepersonal Schnelltests zum 
Einsatz bringen wollen, wie das in der neuen Test-
verordnung des Bundes auch vorgesehen ist. Mit 
den Dachverbänden der Pflegeeinrichtungen sind 
wir dazu im Gespräch und arbeiten an einem kurz-
fristig umsetzbaren Konzept. Wir versprechen uns 
davon sowohl mehr Sicherheit für die Bewohnerin-
nen und Bewohner als auch die Möglichkeit, dass 
sie ihre sozialen Kontakte trotz der Bedingungen 
eines hohen Infektionsgeschehens weiter aufrecht-
erhalten können. Das, denke ich, ist nicht nur eine 
rechtliche, sondern auch eine menschliche Not-
wendigkeit. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, die Nachverfolgung 
von Kontakten und das Unterbrechen von Infekti-
onsketten durch Testung und Quarantäne, das sind 
die Kernelemente einer erfolgreichen Pandemiebe-
kämpfung. Solange dieses System umfassend funk-
tioniert, solange ist die Pandemie unter Kontrolle 
und solange sind zusätzliche Beschränkungen nur 
im geringen Umfang erforderlich. 

In Bremen hat das im Sommer sehr gut funktioniert, 
aber derzeit stößt dieses Nachverfolgungssystem 
erkennbar an seine Grenzen, nicht nur in Bremen, 
aber auch in Bremen. Das ist kein Wunder, wenn 
sich Infektionszahlen in kurzer Zeit verzehnfachen. 
Dass das System bei uns derzeit noch einigermaßen 
funktioniert, haben wir dem aufopferungsvollen 
Einsatz unserer eigenen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, aber auch der beherzten Unterstützung 
durch die Bundeswehr zu verdanken. Lassen Sie 
mich daher die Gelegenheit nutzen, um sowohl den 
bremischen Beschäftigten im Gesundheitswesen 
allgemein und vor allem im Gesundheitsamt, aber 
auch der Bundeswehr im Namen des Senats ganz 
herzlich danke zu sagen. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Meine Damen und Herren, wir haben jetzt Maß-
nahmen ergriffen, mit denen es uns hoffentlich ge-
lingt, die Zahl der Neuinfektionen zu senken. Wir 
werden uns aber allein darauf nicht verlassen kön-
nen. Wir werden kurzfristig noch einmal alle An-
strengungen bündeln, um dem Gesundheitsamt 
weitere Unterstützung zukommen zu lassen. Las-
sen Sie es mich ganz klar sagen: Das Gesundheits-
amt bekommt jede personelle Ressource, die es 
braucht, und wie ich es an anderer Stelle auch 
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schon einmal gesagt habe: Geld spielt in diesem 
Fall tatsächlich keine Rolle. 

Wir werden zudem dafür Sorge tragen, dass unsere 
Krankenhäuser auch bei gestiegenem Aufkommen 
von schwer Erkrankten so aufgestellt sind, dass je-
der die bestmögliche Versorgung erhält. Deshalb 
war es auch wichtig, dass mit der Kanzlerin am 
Mittwoch vereinbart wurde, dass die Kliniken wei-
terhin bei der Bereitstellung von Intensivbetten un-
terstützt werden. 

Liebe Bremerinnen und Bremer, liebe Bremerhave-
nerinnen und Bremerhavener, in einer Regierungs-
erklärung ist es vielleicht ungewöhnlich, aber ich 
möchte mich an dieser Stelle ausdrücklich auch 
einmal an Sie direkt wenden. Die Bekämpfung der 
Pandemie geht uns alle an, sie ist eine gesellschaft-
liche Gemeinschaftsleistung. In den kommenden 
Wochen und Monaten kommt es auf Gemeinsinn 
und Solidarität an, auf Sie, auf mich, auf uns, auf 
jede und jeden Einzelnen. 

Natürlich werden auch Polizei und Ordnungsdienst 
in den kommenden Wochen ihre Kontrollen noch 
einmal intensivieren und bei Verstößen gegen die 
Coronaregeln hohe Bußgelder verhängen. Da ist 
unser Leitspruch ganz klar: Wer nicht hören will, 
muss fühlen. Deshalb werden wir den Ordnungs-
dienst kurzfristig auch noch einmal personell er-
heblich verstärken. Lassen Sie mich aber trotzdem 
eines sagen: Alle staatlichen Anti-Corona-Maß-
nahmen können doch nur wirken, wenn wir sie als 
Gesellschaft leben und wenn wir uns als Individuen 
daran halten, wenn wir Vorbild sind. 

Regeln und Verbote sind in einer Demokratie 
nichts wert, wenn sie von der Bevölkerung nicht 
akzeptiert werden. Wir leben nicht in einem Über-
wachungsstaat und wir wollen auch nicht in einem 
Überwachungsstaat leben. So sehr es richtig ist, 
hart und deutlich zu kontrollieren, letztendlich ist 
es gesellschaftliche und individuelle Selbstverant-
wortung, ob wir die Herausforderung der Pande-
mie bewältigen können. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Wir müssen jetzt gemeinsam daran arbeiten, dass 
unsere wirtschaftlichen Kernbereiche möglichst 
ohne Einschränkung durch die Pandemie kommen, 
dass ältere Menschen und Menschen mit Vorer-
krankungen bestmöglich geschützt werden und 
dass Schulen und Kitas im vollen Umfang geöffnet 
bleiben. 

Auf viele schöne Dinge des Lebens, die uns Spaß 
machen, die oft auch eine verdiente Ablenkung 
von den Mühen des Alltags sind, auf viele solcher 
Dinge werden wir hingegen in den kommenden 
vier Wochen verzichten müssen. Wir werden die 
Eindämmung der Pandemie nur gemeinsam be-
wältigen können. Ich bitte Sie daher sehr eindring-
lich: Machen Sie mit! Nehmen Sie Rücksicht auf 
andere! Tragen Sie eine Maske, wo dies erforder-
lich ist! Reduzieren Sie die Zahl der persönlichen 
Kontakte, so weit wie möglich! 

Meine Damen und Herren, ich möchte mit einem 
Dank an all diejenigen schließen, ohne die wir die 
kommenden Herausforderungen nicht bewältigen 
könnten, ob in den Krankenhäusern, bei den Ret-
tungsdiensten, im Gesundheitsamt, bei der Polizei 
und dem Ordnungsdienst, in den Schulen und 
Kitas, aber auch in den Verwaltungen, die sich oft 
viel Zeit nehmen, um den Menschen zu helfen. Ich 
kann hier nicht alle aufzählen, aber ich danke jeder 
und jedem Einzelnen, und ich danke vor allen Din-
gen all denjenigen, die sich konsequent und ver-
antwortlich im Sinne des bremischen Gemein-
schaftssinns an alle Regeln halten. 

Meine Damen und Herren, es ist uns schon einmal 
gemeinsam gelungen, die Situation unter Kontrolle 
zu bekommen, und ich bin mir sicher, es wird uns 
auch ein zweites Mal gemeinsam gelingen. – Herz-
lichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Präsident Imhoff: Als nächster Redner erhält das 
Wort der Abgeordnete Röwekamp. 

Abgeordneter Röwekamp (CDU): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Auch für die CDU-Bürgerschaftsfraktion 
möchte ich mit einem Dank beginnen, und zwar 
möchte ich mich bei Ihnen, den Vertreterinnen und 
Vertretern aller Fraktionen in diesem Hause, ganz 
herzlich dafür bedanken, dass wir uns so schnell 
und so unkompliziert innerhalb weniger Tage da-
rauf verständigen konnten, dass wir uns heute – 
also noch vor der Umsetzung der am Mittwoch zwi-
schen der Bundesregierung und den Ländern ver-
abredeten Maßnahmen – hier in der Bürgerschaft 
treffen, um über diese beschlossenen und beab-
sichtigten Maßnahmen miteinander zu diskutieren. 

Herzlichen Dank, dass das so schnell und so un-
kompliziert geklappt hat und dass wir zeigen kön-
nen, dass wir die notwendigen Entscheidungen 
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nicht nur der Regierung in diesem Lande überlas-
sen, sondern dass wir mitreden, mitgestalten und 
uns auch über unsere unterschiedlichen Auffassun-
gen austauschen wollen! 

Ich möchte mich bei Ihnen, sehr geehrter Herr Bür-
germeister Dr. Bovenschulte, ganz herzlich für die 
Bereitschaft bedanken, die Debatte heute mit einer 
Regierungserklärung zu beginnen, und ich will da-
mit gleich verbinden, dass wir als CDU-Bürger-
schaftsfraktion auch weiter den Senat in seinem 
Bemühen, die Auswirkungen der Verbreitung des 
Coronavirus nachhaltig in den Griff zu bekommen, 
unterstützen. 

Es ist nicht die Zeit für typische politische Rollen-
spiele zwischen Regierung und Opposition, es ist 
nicht die Zeit für naturgemäßes Dagegensein; es ist 
einfach die Zeit für gemeinsames, entschlossenes 
und vernunftbegründetes Handeln. Da sind wir, 
sehr geehrter Herr Bürgermeister, dabei. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich in eigener Sache noch zwei weitere Vor-
bemerkungen machen, die sowohl bei der Anspra-
che des Präsidenten als auch in der Regierungser-
klärung eben schon eine Rolle gespielt haben. 

Hier und da liest man die verbreitete Auffassung, 
wir würden in einem Demokratiedefizit leben. Ich 
habe da eine völlig andere Wahrnehmung, und ich 
habe auch ein anderes Verständnis. Diese Regie-
rung, unseren Senat und unseren Bürgermeister 
gäbe es nicht, wenn es das Parlament nicht gäbe. 
Und das Parlament gäbe es nicht, wenn die Bürge-
rinnen und Bürger Sie nicht zu Abgeordneten ge-
wählt hätten. Zu behaupten, dass Regierungen 
keine politische Legitimation hätten, finde ich da-
her grundfalsch. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Sie haben das Vertrauen des Parlaments, und wir 
haben das Vertrauen der Bevölkerung. 

Meine herzliche Bitte ist auch, dass wir zu solchen 
Debatten keine unnötigen und irreführenden Bei-
träge leisten. Deswegen will ich das gleich auch am 
Anfang sagen. Sehr geehrter Herr Kollege Schäck, 
ich habe mich sehr über Ihre Aussage gewundert, 
in der Sie begründet haben, dass wir als Parlament 
zusammenkommen müssen – das ist ja alles richtig 

–, damit wir die notwendigen Entscheidungen, Zi-
tat „nicht profilierungswilligen Politikern“ überlas-
sen. In Anbetracht dessen, was ich eben gesagt 
habe, ist es grundfalsch, aber, ich finde, auch die 
Wortwahl, sehr geehrter Herr Kollege Schäck, 
passt nicht in unsere Zeit. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Ich weiß ja nicht, wen Sie mit profilierungswilligen 
Politikern gemeint haben, ob Sie die Bundeskanz-
lerin gemeint haben, ob Sie den Bürgermeister ge-
meint haben, ob Sie uns Abgeordnetenkollegen 
gemeint haben. Ich kann Ihnen nur für meine Per-
son und für meine Fraktion und vielleicht auch für 
den einen oder anderen aus diesem Hause sagen: 
Wer glaubt, dass er sich mit strengen Coronare-
geln, mit Zumutungen und Grundrechtseinschrän-
kungen in der Öffentlichkeit profilieren kann, 
meine Damen und Herren, der hat den Schuss nicht 
gehört. 

(Abgeordneter Güngör [SPD]: Wahrscheinlich Frau 
Wischhusen!) 

Eine solche Reaktion gibt es nicht. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Die zweite Vorbemerkung, die ich machen möchte: 
Die Zahlen sind dramatisch. Heute haben wir wie-
der neue Höchststände, das RKI meldet bundesweit 
fast 20 000 Neuinfektionen. Im Land Bremen haben 
wir mit 239, glaube ich, die höchste Infektionszahl, 
die wir seit Ausbruch der Pandemie erlebt haben. 

Dass das nicht nur Zahlen sind, sondern dass da-
hinter auch viele menschliche Schicksale stehen 
und viele Betroffenheiten, merken wir als Abgeord-
nete zunehmend auch selbst. Unser Parlament ist 
heute nicht vollzählig, weil es Kolleginnen und Kol-
legen gibt, die entweder in Quarantäne sind oder 
sich selbst in Quarantäne begeben haben oder zur 
Risikogruppe gehören oder sogar im Einzelfall 
selbst mit dem Virus infiziert sind. Deswegen las-
sen Sie mich an dieser Stelle auch den Kolleginnen 
und Kollegen, die heute nicht dabei sein können, 
ganz herzliche Grüße übermitteln: Wir wünschen 
Ihnen gute Genesung und hoffen, dass Sie unver-
sehrt und mit alter Kraft wieder in unsere Reihen 
zurückkehren können. Gute Besserung an die, die 
heute nicht dabei sind! 
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(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Nun aber zur Sache, meine Damen und Herren! 
Habe ich etwas falsch gemacht, Frau Grotheer? 

(Abgeordnete Grotheer [SPD]: Nein, ich meinte, es 
ist unglaublich, dass die FDP nicht einmal da ap-
plaudiert hat!) 

Ach so, gut. 

In der aktuellen Debatte wird ja oft auch die These 
vertreten, dass das, was der Bund mit den Ländern 
verabredet hat, alternativlos ist. Ich selbst glaube 
nicht an alternativlose Politik. Alles, was wir mitei-
nander verabreden, auch was der Senat vorbehalt-
lich der Beratungen heute im Parlament auf die 
Reise geben wird, beinhaltet natürlich immer die 
Option, dass man es auch anders, dass man es viel-
leicht auch besser machen kann, aber es beinhaltet 
auch immer die Gefahr, dass man es schlechter ma-
chen kann als das, was zurzeit vorgeschlagen ist. 

Als wir hier im März über die ersten Maßnahmen 
zur Einschränkung des öffentlichen Lebens und der 
privaten Freiheiten debattiert haben, haben wir 
sehr weitreichende Maßnahmen beschlossen. Wir 
haben die Schulen geschlossen, wir haben die Kin-
dertagesbetreuung eingestellt und wir haben den 
Einzelhandel geschlossen. Wir haben dadurch 
zahlreichen Menschen die Möglichkeit genom-
men, zur Arbeit zu gehen. Viele Industriebetriebe 
mussten nicht nur in Kurzarbeit gehen, sondern die 
Produktion sogar ganz einstellen. 

Das hat gewirkt, aber mit dem Wissen von heute 
würde ich sagen: Die eine oder andere Maßnahme 
war vielleicht übertrieben. Das meine ich jetzt nicht 
als Vorwurf an uns, die wir diese Maßnahmen ge-
troffen haben. Wir haben natürlich auch als CDU-
Fraktion diese Maßnahmen mitgetragen, aber ich 
bin mir sicher, dass wir durch das, was wir gemacht 
haben und durch das, was danach entstanden ist, 
auch gelernt haben. Und dieses Lernen, dieses Bes-
sermachenkönnen, müssen wir bei dem, was wir 
jetzt heute miteinander beraten, auch umsetzen 
und aus den Fehlern, die wir gegebenenfalls ge-
macht haben, lernen. 

Deswegen sage ich: Ich finde es richtig und ver-
nünftig, dass wir mit den Maßnahmen, die wir 
heute beraten, nicht das eins zu eins wiederholen, 
was wir im März gemacht haben, weil die Schlie-
ßung beispielsweise von Schulen und Kindertages-

betreuungseinrichtungen so schwere und nachhal-
tige Einschnitte vorgenommen hat, die bis heute 
teilweise, was den Schulbetrieb betrifft, noch nicht 
behoben worden sind. Ich sage: Das darf sich ei-
gentlich nicht wiederholen. 

Unser größter Auftrag – der Bürgermeister hat es 
auch gesagt – muss sein, sicherzustellen, dass wir 
auch in den nächsten Wochen und Monaten unsere 
Schulen und Kindertagesbetreuungseinrichtungen 
offen halten können, dass wir sozialen Umgang in 
Pflege- und Altenheimen gewährleisten können, 
dass wir die Menschen, die auf Unterstützung und 
Solidarität angewiesen sind, nicht allein lassen 
müssen. Meine Damen und Herren, wir müssen da-
für sorgen, dass mit unseren Maßnahmen die Aus-
wirkungen für die Menschen möglichst gering blei-
ben. Deswegen finde ich es richtig, dass wir sehr 
viel differenzierter mit den Maßnahmen umgehen, 
als wir das noch im Frühjahr getan haben. 

Die weitreichendste und gravierendste Maßnahme 
– auch wenn sie in der öffentlichen Debatte nicht so 
viel Beachtung findet wie die teilweisen und befris-
teten Schließungen von Gastronomiebetrieben und 
die Einschränkungen für Kultureinrichtungen – ist 
und bleibt die Kontaktbeschränkung. Das ist aus 
meiner Sicht der wesentlichste Eingriff in die 
Grundrechte der Menschen, dass wir den Men-
schen sagen: Ihr dürft euch zu Hause und außer-
halb eures Hauses und eurer Wohnung nur noch 
mit maximal zehn Menschen aus zwei Haushalten 
treffen. Das ist, wenn man sich die Geschichte un-
serer Verfassung, unseres Grundgesetzes an-
schaut, eigentlich der schwerwiegendste Eingriff, 
den man vornehmen kann, Menschen in ihrer Per-
sönlichkeit dahingehend zu beschränken, dass wir 
ihnen vorschreiben, mit wem man sich treffen und 
wem man begegnen kann. 

Ich finde, alle anderen Maßnahmen, die wir be-
schreiben, müssen sich natürlich auch an diesem 
Ziel messen lassen. Was meine ich damit? Ich 
meine damit, dass ich mir nicht vorstellen kann, 
dass wir Menschen untersagen, sich zu Hause mit 
mehr Freunden als aus zwei Haushalten oder auch 
nur mit Familien, mit Patchwork-Familien, zu tref-
fen, und gleichzeitig einen Weihnachtsmarkt fei-
ern, liebe FDP. Ich kann das nicht begründen. Ich 
kann nicht sagen: Ich schränke den Einzelnen so 
weit ein, dass er außer neun anderen Menschen 
niemand anderen treffen kann und sage gleichzei-
tig, auch mit Hygienekonzept, ich feiere eine Party 
auf dem Marktplatz. Das passt einfach nicht zusam-
men, wenn man nicht nur populistisch einzelnen 
Interessengruppen hinterherlaufen möchte. 
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(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Wir wissen, dass die Begrenzung von Kontakten 
das einzig taugliche Mittel ist, um die exponentielle 
Ausbreitung dieses Virus zu bekämpfen. Es wird 
eben nur durch persönliche Kontakte übertragen, 
und wenn man – wie die FDP mit ihrem Entschlie-
ßungsantrag – sagt: Wir müssen nichts Neues be-
schließen, es muss einfach nur weitergehen wie 
bisher, verkennt man, dass die bisherigen Maßnah-
men dazu geführt haben, dass wir ein noch nie da-
gewesenes Wachstum an Infektionszahlen haben. 

Was noch viel schlimmer ist: Wir kommen bei un-
seren Intensivbetten mittlerweile teilweise in 
Deutschland an die Kapazitätsgrenze, sodass wir 
vielleicht nicht mehr auf Dauer sicherstellen kön-
nen, ausreichend Beatmungsbetten zur Verfügung 
zu haben. Die schlimmste Nachricht von heute 
Morgen ist doch, dass wir mittlerweile eine natio-
nale Strategie für die Versorgung von intensivme-
dizinisch notwendiger Betreuung organisieren 
müssen, weil einzelne Städte und einzelne Land-
kreise nicht mehr in der Lage sind, ihre Bevölke-
rung vor Ort mit den richtigen und notwendigen 
und zwanghaft unverzichtbaren Maßnahmen zu 
versorgen. 

Wir sind am Rande eines nationalen Gesundheits-
notstandes, meine Damen und Herren, wenn wir 
jetzt nicht gegensteuern. Wie sich das auswirken 
kann, sehen wir, wenn wir immer wieder diese 
Landkarte sehen, auf der wir als Deutschland noch 
gelb sind und alle unsere Nachbarländer um uns 
herum mittlerweile rot. Ja, wir sind bisher relativ 
gut und sicher mit unserem guten Gesundheitssys-
tem durch diese Krise gekommen, aber das ist 
keine Garantie dafür, dass es auch so bleibt. 

Die steigenden Infektionszahlen sind ein Indiz da-
für, dass es, wenn wir nichts Anderes tun, immer so 
weitergehen wird. Die Zahlen werden steigen, die 
Betten werden knapper, das Pflegepersonal wird 
vielleicht nicht reichen, und dann kommt aus mei-
ner Sicht der größte anzunehmende Notfall, näm-
lich dass Menschen in Krankenhäusern, ausgebil-
dete Medizinerinnen und Mediziner, darüber ent-
scheiden müssen, welches Leben gerettet und wel-
ches Leben aufgegeben werden wird. 

Es gilt mit aller Macht zu verhindern, dass solche 
Entscheidungen auch in Deutschland getroffen 
werden müssen. Unser Kampf gilt jedem Men-

schenleben, meine Damen und Herren, und deswe-
gen sind die Maßnahmen so notwendig und unver-
zichtbar, die wir heute miteinander beraten. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Wenn ich vorhin gesagt habe, wir haben nicht alles 
richtig gemacht, dann beinhaltet das natürlich 
auch, dass wir das eine oder andere nicht mit dem 
notwendigen Nachdruck verfolgt haben. Das steht 
auch in dem Antrag der FDP – in unserem Antrag 
ja auch –, dass wir die Maßnahmen, die wir be-
schließen, auch vollziehen müssen. Das führt sonst 
zu einem Unverständnis bei den Menschen. Wer 
sich selbst an Regeln hält, erwartet, dass diejeni-
gen, die sich nicht an Regeln halten, entsprechend 
sanktioniert werden. 

Das hat in der Vergangenheit auch in Bremen nicht 
richtig gut funktioniert. Wenn Sie ganz ehrlich zu 
sich sind und sagen, als ich durch die Innenstadt 
gegangen bin, beispielsweise durch die Bischofs-
nadel oder über den Bahnhofsvorplatz, dann ist uns 
doch allen aufgefallen, dass die Menschen dort 
nicht immer die Maske tragen, wo sie sie tragen 
müssen. Wer in den letzten Tagen mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln unterwegs gewesen ist, wird die 
Erfahrung gemacht haben, dass die Menschen dort 
auch nicht immer den Abstand einhalten, auch teil-
weise nicht einhalten können. 

Auch darüber muss man vielleicht noch einmal 
nachdenken, ob unsere öffentlichen Verkehrsbe-
triebe nicht einen Coronafahrplan auflegen müs-
sen, in dem wir wenigstens auf den Hauptstrecken 
häufigere Taktverbindungen haben, um die über-
füllten Züge unserer Straßenbahnen und die über-
füllten Busse entsprechend zu entlasten. Ich 
glaube, es geht, auch unter den bestehenden Rege-
lungen, einiges noch besser, meine Damen und 
Herren. 

Ja, ich finde, das Gesundheitsamt, sehr geehrte 
Frau Senatorin Bernhard – bei allem Dank für die, 
die da gearbeitet haben –, hat insgesamt keine gute 
Performance abgeliefert, das muss man ehrlicher-
weise sagen. Das hängt natürlich mit dem Zustand 
des Gesundheitsamts zusammen, das hängt sicher-
lich auch mit der Personalausstattung zusammen. 
Das liegt nicht an betroffenen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, die dort waren; die haben, 
glaube ich, alles gegeben. Dass aber Coronabe-
scheide mit Quarantäne-Anordnungen für die Ver-
gangenheit verschickt werden, so nach dem Motto: 
Sie hätten sich vom 12. bis zum 26. Oktober 2020 in 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 16. Sitzung am 31.10.2020 2103 

Quarantäne begeben müssen, das teilen wir Ihnen 
heute am 29. Oktober 2020 mit – das ist etwas, das 
in einem gut funktionierenden System der öffentli-
chen Verwaltung nicht vorkommen darf. Nicht nur 
weil es absurd ist, sondern weil es auch gefährlich 
ist. 

Das Wichtigste ist doch, dass wir den Menschen sa-
gen: Sie gehören zu einer gefährdeten Gruppe, 
bleiben Sie bitte zu Hause. Es nützt nichts, ihnen 
zu sagen: Sie hätten vor zwei Wochen zu Hause 
bleiben müssen. Deswegen: Ja, Herr Bürgermeis-
ter, ich nehme zur Kenntnis, dass Sie sagen, wir 
müssen in unserem Gesundheitsamt, in unserer 
Gesundheitsbehörde besser werden; ja, das müs-
sen wir, wir müssen viel besser werden, um auch 
dort zu zeigen, dass wir als Staat den Menschen 
nicht nur Beschränkungen zumuten, sondern dass 
wir auch alles Erdenkliche selbst tun, um die Aus-
breitung dieses Virus im Griff zu behalten. 

(Beifall CDU) 

Die Frage nach Alternativen, finde ich, gehört auch 
in die politische Diskussion. Der Deutsche Bundes-
tag hat am Donnerstag aus Anlass der Regierungs-
erklärung der Bundeskanzlerin auch eine Debatte 
geführt. Wir haben auch hier im Parlament heute 
nicht die erste Debatte zum Thema Corona, und die 
Kolleginnen und Kollegen von der AfD haben sich 
auch in den bisherigen Debatten zu Wort gemeldet. 
Der Kollege Jürgewitz ist heute nicht da, aber ich 
glaube, er würde nicht widersprechen, wenn ich 
sage, er gehört zu den Coronaleugnern. Die Auf-
fassung der AfD aus dem Deutschen Bundestag 
habe ich für mich so wahrgenommen – vielleicht 
hören wir sie heute ja dann auch noch einmal hier 
–, dass gesagt wird: Wir brauchen eigentlich gar 
keine Maßnahmen gegen Corona. Das ist ein Virus, 
der breitet sich aus, wer daran krank wird, wird 
krank, wer daran stirbt, stirbt. Das ist eben die na-
türliche Auslese. 

Ich finde diese Wortwahl sehr schwierig, aber am 
Ende, finde ich, müssen auch wir uns hier im Par-
lament damit auseinandersetzen, dass es eine Al-
ternative zu dem ist, was wir heute miteinander be-
raten und beschließen. Ich will mit aller Deutlich-
keit sagen: Wir haben in unserer Geschichte Erfah-
rungen damit gemacht, dass zwischen schützens-
wertem Leben und nicht schützenswertem Leben 
unterschieden wird. Sowohl unsere Landesverfas-
sung als auch unser Grundgesetz verpflichten uns 
als Parlamentarier, aber auch als Menschen, solche 
Unterscheidungen nicht wieder und nie wieder zu 
treffen. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Es gibt kein Leben, das wir aufgeben dürfen. Des-
wegen retten wir Menschen, die sich selbst das Le-
ben nehmen wollen, deswegen retten wir Flücht-
linge aus Gefahr, deswegen schicken wir unsere 
Bundeswehr in Auslandseinsätze, um Menschenle-
ben zu retten und deswegen sind wir alle verpflich-
tet, auch im Straßenverkehr und bei Unfallgesche-
hen Hilfe zu leisten, meine Damen und Herren. Un-
sere Gesellschaft lebt davon, dass wir uns einander 
versprechen, das Leben des Anderen zu retten. 

Wer das wie die AfD negiert und sagt, es gibt nicht 
schützenswertes Leben, der hat sich von diesem 
Grundgesetz, von unserer Verfassung, aber auch 
von der Menschlichkeit endgültig verabschiedet. 
Eine solche Beschlusslage darf es, meine Damen 
und Herren, nicht geben. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Die zweite auch von Virologen und Ärzteverbän-
den immer wieder diskutierte Maßnahme – der 
Bürgermeister hat darauf hingewiesen – ist zu sa-
gen: Lassen Sie uns doch nicht alle Menschen mit 
Einschränkungen belegen, sondern uns nur um 
diejenigen kümmern, die besonders gefährdet 
sind, die sogenannten vulnerablen Gruppen. Ich 
glaube, dass das virologisch vielleicht sogar die 
richtige Antwort sein kann. Ich bin kein Mediziner, 
aber im Prinzip finde ich, medizinisch kann man es 
begründen zu sagen: Lassen Sie uns doch nur die 
schützen, die besonders gefährdet sind. 

Darüber, muss ich sagen, habe ich lange nachge-
dacht, ob das vielleicht die richtige Maßnahme ist 
und komme zu dem Ergebnis: Nein, das kann sie 
nicht sein. Unsere Gesellschaft lebt davon, dass wir 
Menschen nicht trennen, dass wir sie nicht isolie-
ren, dass wir sie nicht ausgrenzen, dass wir nicht 
einzelnen Bevölkerungen oder Bevölkerungskrei-
sen sagen: Sie müssen sich von unserem gemeinsa-
men Leben eine Zeitlang oder auch auf längere 
Zeit verabschieden. 

Unsere Gesellschaft lebt nicht davon, dass wir 
Menschen ausgrenzen aus der Schule, aus der Kita, 
aus den sozialen Kontakten. Unsere Gesellschaft 
lebt davon, dass wir auch schwierige Situationen 
gemeinsam und solidarisch tragen. Deswegen 
kann ich für die CDU-Bürgerschaftsfraktion versi-
chern, ist es für uns nicht vertretbar zu sagen: Wir 
verzichten auf grundlegende Eingriffe in die 
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Rechte aller, um noch viel stärkere Einschränkun-
gen bei einzelnen betroffenen Bevölkerungsgrup-
pen vorzunehmen. Wir wollen die Aufgaben, die 
das Virus uns stellt, als Gesellschaft gemeinsam, 
wir wollen sie solidarisch, wir wollen sie miteinan-
der tragen, meine Damen und Herren. Deswegen 
kommt eine solche Alternative, in der wir uns nur 
um die Betroffenen kümmern, für uns nicht in Be-
tracht. Wir brauchen die Solidarität aller Men-
schen, damit wir in dieser Gesellschaft auch dieses 
Virus gemeinsam und solidarisch bekämpfen kön-
nen. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Ich nehme auch wahr, dass anders als noch im 
März die Bereitschaft zu zusätzlichen Einschrän-
kungen auf größere Widerstände stößt. Die Akzep-
tanz der Maßnahmen wird geringer. Das Verhalten 
der Menschen hat sich geändert. Deswegen ist es 
auch gut, dass wir als Parlament heute die Gele-
genheit wahrnehmen, noch einmal ausführlich zu 
begründen, warum es nicht so weitergehen kann, 
wie es bisher gewesen ist. Und ja, wenn wir die 
Maßnahmen jetzt selektiv und zeitlich befristet in-
tensivieren, dann trifft das auch Menschen, die ei-
gentlich alles richtig gemacht haben, die die Maske 
getragen haben, die Abstand gehalten haben, die 
die sozialen Kontakte eingeschränkt haben, die in 
Quarantäne gewesen sind, die Hygienekonzepte in 
ihrer Gastronomie entwickelt haben, die in Thea-
tern und Kultureinrichtungen Abstandsregeln ein-
gehalten haben. Es trifft auch Menschen, die ei-
gentlich alles richtig gemacht haben und an deren 
Verhalten es nicht liegt, dass die Maßnahmen nicht 
die gewünschte Wirkung erzeugt haben. 

Doch auch das ist eben Solidarität. Die gibt es nicht 
nur für diejenigen, die Unterstützung brauchen, 
sondern Solidarität muss leider auch von denen ge-
leistet werden, die Unterstützung leisten können. 
Wenn wir wissen, dass das Virus sich im Wesentli-
chen durch persönliche Kontakte überträgt, dann 
kann die Zahl von fast 20 000 Neuinfektionen 
heute Morgen oder 239 im Lande Bremen nur 
dadurch entstanden sein, dass sich nicht alle Men-
schen an die vorgegebenen geltenden Regeln hal-
ten. Wenn alle das tun würden, gäbe es keinen ex-
ponentiellen Anstieg von Infektionszahlen. Deswe-
gen ist es ungerecht gegenüber Einzelnen, gegen-
über dem Gastronom, der mit viel Aufwand eine 
neue Lüftungsanlage installiert und Hygienekon-
zepte entwickelt hat, es ist ungerecht gegenüber 
dem Soloselbstständigen, der bei einem Konzert 

der Deutschen Kammerphilharmonie alles einge-
halten hat, was einzuhalten ist, und den wir jetzt de 
facto mit einem vorläufigen und befristeten Berufs-
verbot belegen. 

Das ist gegenüber Einzelnen ungerecht, und mit 
dieser Ungerechtigkeit müssen wir leben. Diese 
Ungerechtigkeit müssen wir auch versuchen, so 
weit es geht auszugleichen. Deswegen bin ich sehr 
froh, dass der Bund zugesagt hat, für die betroffe-
nen Unternehmen, Selbstständigen und Freiberuf-
ler eine finanzielle Entschädigung zu leisten, die 
auch in der Höhe ziemlich unumstritten ist. Ich 
kenne niemanden, der sagt, das wäre die falsche 
Bemessungsgrundlage, 75 Prozent des Novem-
berumsatzes des Vorjahres zu nehmen, auch wenn 
es da noch auf viele Einzelheiten ankommt. Was 
machen wir mit denen, die im November letzten 
Jahres noch gar nicht selbstständig waren, sondern 
erst im Mai selbstständig geworden sind? Ich finde, 
da ist noch viel im Nebel und es muss noch viel im 
Detail geklärt werden. 

Was aber ist die Alternative dazu? Die Alternative 
dazu ist, dass wir in Kauf nehmen, dass die Infekti-
onszahlen weiter rasant steigen. Die Alternative ist, 
dass wir in Kauf nehmen, dass wir mehr schwere 
Erkrankungen haben. Die Alternative ist, dass wir 
in Kauf nehmen, dass mehr Menschen beatmet 
werden müssen. Ja, die Alternative ist, dass wir in 
Kauf nehmen, dass am Ende mehr Menschen am 
Virus sterben als es mit diesen Maßnahmen viel-
leicht erforderlich ist. Das heißt, wir stehen vor der 
Abwägung, Menschenleben zu retten auf der einen 
Seite und auf der anderen Seite Menschen mit fi-
nanziellen Einbußen zu belasten, die wir kompen-
sieren wollen, also der Entscheidung zwischen Le-
ben und Geld. 

Meine Damen und Herren, auch da kann ich für die 
CDU-Bürgerschaftsfraktion ganz klar sagen: Für 
uns ist das Leben unbezahlbar. Wenn es dann zu 
Einschränkungen in der Freiheit und in der unter-
nehmerischen Betätigung führt, die ausgeglichen 
werden können, dann ist das auf jeden Fall der 
Weg, den wir auch gemeinsam begehen müssen. 
Ein Menschenleben kann ich nicht wieder herstel-
len; einen verloren gegangenen Umsatz, einen aus-
gefallenen Weihnachtsmarkt, die nicht stattgefun-
dene Urlaubsreise können nachgeholt werden, 
aber das Leben eines Menschen kann nicht nach-
geholt werden. 

Deswegen sage ich: Wir müssen in diesen Zeiten 
die Solidarität auch derjenigen einfordern, die alles 
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richtig gemacht haben. Wir müssen an sie appellie-
ren und sagen: Ja, es ist toll, wir bedanken uns da-
für, dass Sie es gemacht haben, und wir bedauern, 
dass wir Sie, die eigentlich alles richtig gemacht 
haben, mit weiteren Einschränkungen belegen 
müssen, aber wir müssen es trotzdem tun, weil wir 
eine Verantwortung gegenüber allen Menschen 
haben. Deswegen ist es richtig, dass wir befristet 
für einen Zeitraum auch die Gelegenheiten zur 
persönlichen Begegnung nicht nur im privaten Um-
feld, sondern auch in öffentlichen Räumen und in 
Gaststätten und bei Konzert- und Kulturveranstal-
tungen beschränken und beschneiden müssen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die vom 
Senat uns jetzt vorgeschlagenen Maßnahmen, die 
das erste Mal bundesweit einheitlich gelten sollen, 
sind aus Sicht der CDU-Bürgerschaftsfraktion aus-
gewogen. Sie sind auch notwendig. Wir als CDU-
Fraktion sagen: Wir können das auch in unserer 
Rolle als Oppositionspartei uneingeschränkt unter-
stützen. Ich finde, da muss auch jede Partei ihre ei-
gene Glaubwürdigkeit finden. 

Ich finde es anstrengend zu sagen, in den Ländern, 
in denen ich mitregiere – wie die FDP –, mache ich 
die Maßnahmen mit, und in den Ländern, in denen 
ich Opposition bin, bin ich dagegen. Ich finde, das 
ist nicht gerade das Zeichen von Entschlossenheit 
und stringentem Handeln, das die Menschen von 
der Politik erwarten. Sie erwarten von uns eben 
nicht, dass wir in Rollen verfallen, wie wir das sonst 
in tagespolitischen Debatten machen, sondern sie 
erwarten, dass wir nachvollziehbar die richtigen 
Entscheidungen treffen. Sie erwarten von uns im 
Übrigen auch, dass wir ihnen eine Perspektive ge-
ben, die über die jetzigen Maßnahmen hinausgeht. 

Was machen wir eigentlich am 1. Dezember 2020? 
Die erste Evaluation wird ja schon in der nächsten 
Ministerpräsidentenkonferenz Mitte November 
stattfinden. Aber zu glauben, und das hat mich an 
der öffentlichen Debatte auch ein bisschen gestört, 
dass, wenn wir diese Maßnahmen jetzt umgesetzt 
haben, dann alles wieder gut ist, ist eben auch 
falsch. Wir werden Weihnachten nicht so feiern 
können, wie wir es die letzten Jahre gemacht ha-
ben. Wir werden Silvester und das neue Jahr nicht 
so feiern können, wie wir es die letzten Jahre ge-
macht haben. Dieses Virus wird uns noch lange be-
schäftigen. Es wird uns auch dann noch beschäfti-
gen, wenn wir einen Impfstoff haben, welchen 
auch immer und was auch immer der in Zukunft 
verhindern mag. Wir müssen uns darauf einstellen, 

dass ein Teil der Maßnahmen, die unser Leben ein-
schränken, weit über das Jahr 2020 hinaus gelten 
wird. 

Ich finde deswegen in unserem gemeinsamen An-
trag auch richtig und vernünftig, dass wir erwarten, 
dass wir gemeinsam – Parlament und Regierung – 
auf allen Ebenen in Deutschland daran arbeiten, 
den Menschen auch eine langfristige Perspektive 
zu geben. Was zermürbt, ist immer das akute und 
kurzfristige Handeln. Das ist notwendig, und wir 
unterstützen das; aber was wir brauchen, ist, auch 
den Menschen eine Geschichte zu erzählen, die 
hoffentlich stimmt, dass wir noch lange mit diesem 
Virus zu tun haben werden und dass wir darauf 
vorbereitet sind, damit umzugehen, mit einer nati-
onalen Impfstrategie, mit einer nationalen Strate-
gie, wie wir im Umgang auch wieder soziale Kon-
takte ermöglichen, mit einer nationalen Strategie, 
wie wir unser Gesundheitswesen perspektivisch 
aufstellen, wie wir uns für zukünftige, stark anstei-
gende Infektionszahlen wappnen. Wir brauchen 
eine Politik, die über die akute Notwendigkeit täg-
lichen Handelns hinausgeht, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. 

Lassen Sie mich deswegen am Schluss noch etwas 
zu einer Maßnahme sagen, von der ich glaube, dass 
noch ein großes Potenzial in ihr steckt. Es ist ja fast 
unvorstellbar, dass wir in einer Zeit, in der wir alle 
über Digitalisierung reden, die Kontaktnachverfol-
gung noch händisch mit Papier machen. Das ist üb-
rigens, glaube ich, auch mit ein Grund, weshalb die 
Behörden mit der Nachverfolgung von Kontakten 
überfordert sind, obwohl wir hoffentlich alle auf 
unseren mobilen Endgeräten eine Funktion haben, 
die das erleichtern würde. Die Akzeptanz der 
Corona-Warn-App ist, glaube ich, deutlich gesun-
ken, und sie bleibt auf jeden Fall unter ihren Mög-
lichkeiten. 

Ich kann für die CDU-Fraktion sagen und bin auch 
froh, dass in dem Antrag etwas dazu steht, dass wir 
das evaluieren müssen, dass wir noch einmal ap-
pellieren müssen, dass alle Menschen diese 
Corona-Warn-App nicht nur herunterladen, son-
dern auch nutzen, das heißt auch kontrollieren, was 
sie an Begegnungen haben und notfalls auch rea-
gieren, wenn es erforderlich ist. Ich glaube aber, 
dass auch das nicht reichen wird. 

Ich kann nur für die CDU-Fraktion erklären: Wir 
glauben, dass wir die Corona-Warn-App weiterent-
wickeln müssen, sie muss verpflichtend werden für 
alle, die ein entsprechendes Endgerät haben. Wir 
verpflichten die Menschen, ihren Führerschein bei 
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sich zu führen und ihren Personalausweis immer 
bei sich zu haben und die Brille zu tragen, wenn im 
Führerschein ein Stempel ist, dass sie eine Brille 
brauchen, also wir verpflichten sie zum Mitführen 
von vielen staatlichen Papieren und Unterlagen, 
und ich finde, wir können sie auch bußgeldbewährt 
dazu verpflichten, sich die Corona-Warn-App her-
unterzuladen, meine Damen und Herren. Es muss 
zur Pflicht werden, diese App zu nutzen. 

(Beifall CDU) 

Wir müssen auch sicherstellen, dass wir über die 
Warn-App in Zukunft die Kontaktnachverfolgung 
digital ermöglichen können. Es ist doch ziemlich 
unvorstellbar, dass wir händisch das nachvollzie-
hen müssen, was wir eigentlich elektronisch bereits 
erfasst haben. Deswegen sage ich, auch da ist mein 
Appell: Lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten, 
dass die Corona-Warn-App nicht nur den Betroffe-
nen einen Schutz bietet, sondern dass sie uns als 
Staat auch die Möglichkeit der zügigen Rückver-
folgung von entsprechenden Kontakten gibt, damit 
wir schnell die notwendigen Maßnahmen ergreifen 
können. 

Wir reden heute darüber, dass wir einiges anders 
machen müssen als bisher. Der Bürgermeister hat 
aber Recht, wenn er sagt, es kommt nicht nur auf 
unser Handeln an. Es kommt nicht nur darauf an, 
dass wir gemeinsam Regeln verabschieden, dass 
wir eine neue Verordnung erfinden, dass wir ap-
pellieren an die Menschen, sondern es kommt in 
den nächsten Wochen auf jeden Einzelnen an. 

Deswegen ist auch mein Appell an Sie alle hier im 
Parlament, aber auch an unsere Bürgerinnen und 
Bürger in Bremen und Bremerhaven: Bleiben Sie 
achtsam, bleiben Sie solidarisch, achten Sie aufei-
nander, halten Sie die Regeln ein! Verfallen Sie 
nicht denjenigen, die Ihnen zu vermitteln versu-
chen, dass das alles erfunden ist. Glauben Sie nicht 
denen, die Sie in die Irre führen wollen, sondern 
seien Sie achtsam, achten Sie aufeinander, helfen 
Sie einander und bleiben Sie solidarisch. Ich bin si-
cher, dass unsere starke demokratische und solida-
rische Gesellschaft auch dieses Virus bekämpfen 
kann. Dazu müssen wir uns alle anstrengen, dazu 
müssen wir alle gemeinsam kämpfen, aber ich 
glaube, dass das geht. – Vielen herzlichen Dank! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Präsident Imhoff: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Herr Güngör. 

Abgeordneter Güngör (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Die Situation ist ernst, die bisherigen Maßnah-
men, die zum Schutz der Bevölkerung getroffen 
worden sind, reichen nicht mehr aus, um das 
Corona-Infektionsgeschehen zu kontrollieren. Bei 
gut 75 Prozent der aktuellen Infektionen können 
die Gesundheitsbehörden nicht mehr nachvollzie-
hen, auf welchem Wege die Ansteckung erfolgte. 
Dabei war die Kontaktnachverfolgung ja in den 
letzten Monaten ein wichtiges Instrument im 
Kampf gegen das Virus. Deswegen ist es jetzt auch 
wichtig und richtig, dass Bund und Länder schnell 
reagiert haben. 

Aus diesem Grund möchte ich an dieser Stelle un-
serem Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte, 
der Bundeskanzlerin und den anderen Minister-
präsidentinnen und Ministerpräsidenten ganz 
herzlich dafür danken, dass sie sich auf eine ein-
heitliche Linie zur Eindämmung des Pandemiege-
schehens geeinigt haben. 

(Beifall SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Unser besonderer Dank gilt aber auch dem gesam-
ten Senat für das besonnene und überlegte Han-
deln in den letzten Monaten, Wochen und Tagen. 

(Beifall SPD) 

Ich bin davon überzeugt, dass es zu diesem Zeit-
punkt sehr wichtig ist, dass wir einheitliche Regeln 
in der gesamten Bundesrepublik haben. So richtig 
es auch war, sich in den letzten Monaten auf regi-
onal begrenzte Maßnahmen zu konzentrieren, so 
wichtig ist es nun, dass wir dieses ausufernde In-
fektionsgeschehen überall mit denselben Mitteln 
bekämpfen. 

Wir müssen die sozialen Kontakte reduzieren. Dass 
sich ab Montag maximal zehn Personen aus zwei 
Haushalten treffen dürfen, ist eine merklich tiefge-
hende Einschränkung für das Leben, für die Fami-
lie, aber in dieser Pandemie sitzen wir alle in einem 
gemeinsamen Boot. Wir als Bevölkerung tragen die 
Verantwortung dafür, wie wir durch diese Krise 
kommen. Die Politik trifft diese Entscheidungen ja 
nicht als Selbstzweck. Der Politik, den gewählten 
Repräsentanten des Volkes, geht es doch einzig 
und allein darum, sicherzustellen, dass unser Ge-
sundheitssystem die Menschen bei Krankheit auch 
angemessen versorgen kann. 
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Der Schutz der Gesundheit ist für uns das höchste 
Gut, und deswegen ist es umso wichtiger, das ex-
ponentielle Wachstum der Infiziertenzahlen jetzt, 
ohne weitere Zeit zu verlieren, zu stoppen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Das sind harte Einschnitte in das soziale und pri-
vate Leben, die von uns allen viel abverlangen wer-
den. Umso wichtiger ist es, dass wir Unterstützung 
bieten und die Menschen mit ihren Problemen 
nicht allein lassen. Wir haben aus den Erfahrungen 
im Frühjahr dieses Jahres gelernt und wollen es 
nun auch für die Betroffenen besser machen. 

Besonders stark betroffen ist unsere Gastronomie, 
aber auch die Hotellerie, Dienstleistungsbetriebe, 
Kosmetikstudios, die ab Montag schließen müssen. 
Unsere Gastronomie von der Schlachte über kleine 
Bars in unseren Stadtteilen oder Die Alte Bürger in 
Bremerhaven steht erneut vor extremen existenzi-
ellen Herausforderungen. 

(Vizepräsidentin Dogan übernimmt den Vorsitz.) 

Es wird nicht ausreichen, dass wir Restaurants 
durch den Außer-Haus-Verkauf unterstützen. Des-
halb finde ich es richtig, dass der SPD-Finanzminis-
ter und Vizekanzler Scholz gemeinsam mit der 
Bundesregierung Wirtschaftshilfen im Umfang von 
zehn Milliarden Euro auf den Weg gebracht hat. 
Betriebe mit bis zu 50 Beschäftigten erhalten dem-
nach bis zu 75 Prozent des Umsatzes des Vorjah-
resmonats. Wir lassen – und das ist eine wichtige 
Botschaft – diejenigen, die von den neuen Maßnah-
men wirtschaftlich hart getroffen werden, nicht al-
lein stehen. Wir stützen und unterstützen sie. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Damit bieten wir im Übrigen kleinen und mittelgro-
ßen Betrieben, Gaststätten und Restaurants eine 
konkrete Hilfe, um fixe Kosten zu decken, und er-
möglichen ihnen ja auch, die Löhne und Gehälter 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu zahlen. 
Das schaffen wir auch durch die Verlängerung des 
Kurzarbeitergeldes, das wir nämlich bis zum Jahr 
2021 verlängert haben. Die Möglichkeit, über 
Kurzarbeit Arbeitsplätze zu halten, ist keine Selbst-
verständlichkeit und war zum Beispiel in unter-
schiedlichen Kreisen auch sehr umstritten. Daher 
sind wir froh, dass es hier zu einer gemeinsamen 
Verlängerung gekommen ist. Das ist der richtige 
Schritt, meine Damen und Herren! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Lassen Sie mich aber an der Stelle auch noch ein-
mal einen anderen Bereich erwähnen: In der Krise 
leiden vor allem auch die vielen Minijobberinnen 
und Minijobber. Sie profitieren nun einmal nicht 
von den Regelungen des Kurzarbeitergeldes. Das 
zeigt, wie wichtig es ist, dass mehr Menschen in so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung kom-
men. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Wir erwarten vom Bund, dass die Finanzhilfen un-
bürokratisch beantragt werden können und dann 
auch zügig ausgezahlt werden. Die Hilfsmaßnah-
men für Unternehmen werden auch über dieses 
Jahr hinaus verlängert, und auch die Überbrü-
ckungshilfe III wird kommen, und die Konditionen 
für die hauptbetroffenen Wirtschaftsbereiche wer-
den verbessert. Diese Zusage haben wir vom Bund. 

Die Situation ist aber auch für die Kultur- und Frei-
zeitbranche enorm wichtig und enorm schwierig. 
Sowohl die großen Häuser hier in Bremen – Thea-
ter, Glocke, Museen –, aber auch kleinere Einrich-
tungen, Kinos müssen erneut und allen engagier-
ten Bemühungen zum Trotz schließen, deswegen 
ist es, glaube ich, auch eine positive Nachricht, dass 
diese Hilfen des Bundes auch diesen Branchen hel-
fen werden. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die Veranstalterinnen und Veranstalter und die 
Künstlerinnen und Künstler haben das nicht zu ver-
antworten. Ihnen gebührt Respekt und Aufmerk-
samkeit, aber eben auch möglichst rasche, unbüro-
kratische Hilfe. Neben der Veranstaltungswirt-
schaft wollen wir auch weiterhin unsere Sportver-
eine, besonders auch den Amateursport, unterstüt-
zen. Das alles prägt das Leben in Bremen und Bre-
merhaven, das alles macht doch das Leben in Bre-
men und Bremerhaven so lebenswert. In dieser 
Krise – das ist unsere Botschaft – wollen wir als 
SPD-Bürgerschaftsfraktion auch niemanden allein 
lassen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Neben dem Schließen von Wirtschaftlichkeitslü-
cken muss es in den kommenden Wochen auch da-
rum gehen, langfristig über kreative Lösungen 
nachzudenken, besonders für die Kulturbranche. 
Neben den Kulturschaffenden ist, glaube ich, auch 
die Politik aufgefordert, ausgetretene Pfade zu ver-
lassen und offen für neue Ideen zu sein. 
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Meine Damen und Herren, ein Bereich, auf den wir 
als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
besonderen Wert legen, sind die sozialen Folgen 
der Krise. Insbesondere in den Seniorenheimen 
müssen wir sicherstellen, dass es zu keiner erneu-
ten sozialen Isolation kommt. Daher wollen wir 
keine Besuchsverbote und plädieren dringend für 
den Einsatz der Schnelltests, damit wir regelmäßig 
testen können, die Bewohnerinnen und Bewohner 
oder die Patientinnen und Patienten, die Besuche-
rinnen und Besucher und selbstverständlich auch 
das Personal. Hier erwarten wir vom Senat auch 
eine entsprechende Unterstützung der Einrichtun-
gen und Träger. 

Die Schulen und Kitas bleiben geöffnet. Die Aus-
wirkungen und Folgen der Schließung hat Bürger-
meister Dr. Bovenschulte umfangreich dargestellt, 
das möchte ich gar nicht wiederholen, aber dass 
sich alle Landesregierungen vorgenommen haben, 
Schul- und Kitaschließungen mit aller Kraft zu ver-
hindern, das finden wir absolut richtig. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Einen Aspekt möchte ich noch erwähnen: Digitale 
Lernangebote sind ja ein hilfreicher Baustein und 
können dazu beitragen, Lernrückstände zu verrin-
gern. Wir sehen jedoch auch die Notwendigkeit ei-
ner digitalen Nachhilfe. Damit alle Kinder daran 
teilhaben können, setzen wir uns dafür ein, damit 
die Eltern gerade nicht allein gelassen werden. Di-
gitale Nachhilfe auch für diejenigen Kinder und Ju-
gendlichen, die im Umgang mit digitalen Endgerä-
ten noch Unterstützung brauchen, diese Angebote 
werden wir in den Stadtteilen benötigen, meine 
Damen und Herren! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Das sogenannte normale Arbeitsleben geht weiter. 
Wir haben in der Bevölkerung ja auch jenseits der 
alten Menschen noch viele weitere Vulnerable, die 
ihrer Arbeit nachgehen müssen. Daher ist es rich-
tig, dass wir uns jetzt auf Kontaktbeschränkungen 
als Lösung konzentrieren. Dabei müssen wir, um 
nur einen Aspekt aufzugreifen – Kollege Röwe-
kamp hat es angesprochen –, auch dafür sorgen, 
dass der öffentliche Nahverkehr auch in Pandemie-
zeiten weiterhin ein sicheres Verkehrsmittel ist und 
bleibt. An jeder Haltestelle werden die Türen ge-
öffnet, um einen Luftaustausch zu ermöglichen, 
und in unseren Bussen und Bahnen und an den 
Haltestellen gilt eine Maskenpflicht. 

Ich bin mir aber sicher, dass der Berufsverkehr und 
auch die Schülerströme jetzt im Winter zu größeren 
Problemen in Bussen und Straßenbahnen werden. 
Deshalb begrüße ich es ausdrücklich, dass wir die 
ersten Maßnahmen der BSAG hören konnten, näm-
lich die Taktzeiten einiger Linien zu erhöhen. Das 
ist ein richtiger Schritt und sorgt für noch mehr Si-
cherheit. 

(Beifall SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Wir beobachten leider dennoch, dass sich einzelne 
– und ich sage bewusst: einzelne – nicht an die be-
schlossenen Maßnahmen halten, beispielsweise 
die Mund-Nase-Bedeckung nicht tragen oder un-
terhalb der Nase tragen. Deswegen befürworten 
wir auch die verstärkten Kontrollen durch die Ord-
nungsbehörden und die konsequente Ahndung 
von Verstößen. Gleichzeitig ist es aber, glaube ich, 
auch wichtig, dass Bürgerinnen und Bürger über 
die bestehenden Regeln unter anderem durch das 
Aufstellen von Hinweisschildern umfassend infor-
miert werden, denn ich glaube, Transparenz schafft 
auch Akzeptanz. 

Informieren und Kontrollieren wird aber in dieser 
Pandemie nicht reichen, denn es kommt in der Tat 
jetzt auf uns alle an. Ich glaube, Solidarität heißt in 
dieser Zeit nun einmal auch, Maske zu tragen. So-
lidarität heißt in dieser Zeit nun einmal auch, Ab-
stand zu halten, und das müssen wir alle gemein-
sam in der Bevölkerung tun, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Nun haben wir in den letzten Tagen ja auch viel 
über die Rolle der Parlamente bei den Entscheidun-
gen der Exekutive diskutiert. Ich finde es richtig, 
dass wir hier heute tagen, um ein gemeinsames 
Zeichen zu setzen, und vor allem auch, um zu zei-
gen, dass die getroffenen Maßnahmen von einer 
breiten Mehrheit der demokratischen Parteien ge-
tragen werden. Das Parlament ist das Herz der De-
mokratie, und ja, wir haben nicht nur in den Depu-
tationen und Ausschüssen in den vergangenen Mo-
naten mitgestaltet oder auch mitbestimmt, die Par-
lamente tragen natürlich auch die Verantwortung 
für die getroffenen Maßnahmen. Als Kontrollorgan 
der Exekutive wären wir in der Lage, durch eine 
parlamentarische Mehrheit, Maßnahmen zu hinter-
fragen und gegebenenfalls anzupassen. 

In den vergangenen Wochen und Monaten habe 
ich an verschiedenen Stellen immer wieder betont, 
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dass das Parlament bei Bedarf jederzeit zu einer 
Sondersitzung zusammenkommen kann. Aller-
dings hat die Dringlichkeit der Maßnahmen es bis-
her notwendig gemacht, schnelle Exekutivent-
scheidungen zu treffen. Es ist jedoch aus unserer 
Sicht notwendig, dass künftige Maßnahmen in den 
Parlamenten nicht nur debattiert, sondern auch mit 
entschieden werden. 

Deswegen begrüße ich ausdrücklich, Herr Bürger-
meister, dass Sie heute verkündet haben, dass der 
Senat der Bürgerschaft in Zukunft die neuen 
Coronarechtsverordnungen zur Debatte und Bestä-
tigung vorlegen wird. Das ist, glaube ich, ein wich-
tiger Meilenstein. 

(Beifall SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

An dieser Stelle komme ich nicht darum herum, 
mich auch noch einmal an die FDP zu wenden. Sie 
spielen aus meiner Sicht ein brandgefährliches 
Spiel, nämlich zur eigenen Profilierung. Wo haben 
Sie denn in den letzten Monaten seit Beginn der 
Pandemie Ihre großen Einwände und Ideen vorge-
bracht, liebe Frau Wischhusen, als uns unser Bür-
germeister über Fraktionsgrenzen hinweg gemein-
sam mit dem Parlamentspräsidenten immer früh-
zeitig über die Beschlüsse informiert hat? Wie kön-
nen Sie jetzt die Maßnahmen aus demokratischer 
Sicht anzweifeln, da von Ihrer Partei während die-
ser Krise noch kein konstruktiver und konkreter 
Vorschlag gekommen ist? Immer nur das zu sagen, 
was nicht gemacht werden soll, ist der falsche Weg, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Beifall SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Jetzt haben Sie gestern Abend einen Antrag einge-
reicht, der schon in der Überschrift von milden Al-
ternativen spricht, in der Einleitung aber über die 
Verdoppelung der Infektionszahlen. Widersprüche 
zwischen Titel und Einleitung, daran will ich mich 
jetzt gar nicht abarbeiten, Ihr Antrag verkennt ein-
fach die Infektionslage, dass 75 Prozent der Infek-
tionswege unklar sind. Daher ist jetzt das klare 
Ziel, dass wir bundesweit und flächendeckend die 
Kontakte reduzieren müssen, und dazu kommen 
wir nur, indem wir die Anlässe dafür reduzieren. 
Nur so können wir versuchen, die Geschwindigkeit 
der Ausbreitung zu verringern. Das Ganze funktio-
niert nur, wenn sich alle daran halten, meine Da-
men und Herren! 

(Beifall SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Was mich aber noch mehr ärgert, ist Ihre Pressemit-
teilung. Sie schreiben davon, dass Sie nicht wüss-
ten, auf welcher Datenlage die Maßnahmen be-
schlossen wurden. Sie unterstellen den handelnden 
Akteuren Alarmismus und Aktionismus. Ist Ihnen 
klar, ist Ihnen wirklich klar, wem Sie mit dieser 
Wortwahl und den falschen Unterstellungen ei-
gentlich in die Hände spielen? Diese Stimmungs-
mache ist brandgefährlich und mobilisiert am Ende 
jene Leugner und Hetzer, denen das Wohl unseres 
Landes und der Menschen, die darin leben, gerade 
nicht am Herzen liegt. 

Aus den europäischen Nachbarländern, aber auch 
hier bei uns erschütterten mich die Bilder von ran-
dalierenden Coronaverharmlosern. Ja, so schwer 
es uns allen fällt, diese Pandemie ist mit Grund-
rechtseingriffen verbunden, die uns allen wehtun. 
Doch die Leugner und Hetzer verkennen, dass sie 
mit ihrem falsch verstandenen Freiheitsbegriff die 
Freiheit derjenigen einschränken, die gesundheit-
lich bedroht sind. 

Ich habe volles Verständnis für Sorgen und Ängste, 
die mit dieser Pandemie verbunden sind. Sie be-
treffen mich genauso wie alle hier in diesem Raum, 
und sicher sorgen sich auch alle Bürgerinnen und 
Bürger, möglicherweise heute auch vor den Bild-
schirmen zu Hause. Kein Verständnis habe ich aber 
für diejenigen, die gemeinsam mit den Rechten auf 
die Straße gehen, um für ihren vermeintlichen Be-
griff von Freiheit zu demonstrieren und dabei den 
Gedanken der Solidarität mit Füßen treten. 

(Beifall SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE – Abgeordneter Prof. Dr. Hilz [FDP]: Wir 
auch nicht!) 

Meine Damen und Herren, die jetzt getroffenen 
Maßnahmen sind sehr einschneidend und verlan-
gen von uns Durchhaltevermögen in der Hoffnung, 
im Dezember wieder ein Stück Normalität zurück-
zubekommen. Mit Blick auf die europäischen 
Nachbarländer wird deutlich, dass wir jetzt reagie-
ren müssen, um eine Überforderung unseres Ge-
sundheitssystems zu verhindern. Wir als SPD-Frak-
tion haben sehr viel Verständnis dafür, dass die 
Maßnahmen für jeden und jede Einzelne eine mas-
sive Einschränkung bedeuten. Dennoch überneh-
men wir alle in dieser schweren Zeit eine gesamt-
gesellschaftliche Verantwortung. 
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Mit der vorliegenden Resolution setzen wir als Par-
lament, finde ich, ein deutliches Zeichen. Vielen 
Dank im Namen der Koalition auch an die CDU, 
dass wir uns darauf so schnell verständigen konn-
ten. Ich bin überzeugt, wenn wir jetzt gerade auch 
für diejenigen in unserer Gesellschaft einstehen, 
die besonders gefährdet sind und unseren beson-
deren Schutz brauchen, und so die Welle durchbre-
chen, dann werden wir am Ende hoffentlich alle 
gut durch diese schwere Krise kommen. Es ist die 
Stunde der gemeinsamen Verantwortung. – Vielen 
Dank! 

(Beifall SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Frau Dr. Müller das Wort. 

Abgeordnete Dr. Müller (Bündnis 90/Die Grünen): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Anders als im Frühjahr haben wir es 
inzwischen damit zu tun, dass wir nicht mehr nur 
mit einer abstrakten Gefahr konfrontiert sind. Im 
Frühjahr waren es Infektionszahlen, auch jetzt sind 
es sehr hohe Infektionszahlen, aber für viele von 
uns hat sich die Situation doch vor allem auch in 
der Weise geändert, dass wir im näheren oder wei-
teren Umfeld inzwischen mit vielen Menschen zu 
tun haben, die erkrankt sind. 

Wir wissen um die unterschiedlichen und um die 
schweren Verläufe, die diese Corona-Infektion mit 
sich bringt. Deswegen möchte ich ebenso wie der 
Kollege Röwekamp zunächst die Situation nutzen, 
all unseren Kolleginnen und Kollegen und allen 
Betroffenen im Land Bremen die besten Wünsche 
aus unserem Hause für eine gute Genesung oder 
für ein vorab noch negatives Ergebnis mitzuteilen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE, FDP) 

Uns allen muss klar sein – aber wir haben in den 
letzten Wochen festgestellt, es ist nicht allen klar, 
deswegen müssen wir es noch einmal verdeutli-
chen –, wie bedrohlich die Lage ist. Nicht für jeden 
Menschen in Bremen und Bremerhaven, aber nun 
einmal für all diejenigen, die dem Virus nichts ent-
gegenzusetzen haben. 

Leider sind wir nun alle gemeinsam – und das 
möchte ich betonen – in eine Situation geraten, in 
der nur noch die jetzt von der Ministerpräsidenten-
konferenz und der Kanzlerin beschlossenen drasti-
schen Maßnahmen vielleicht und hoffentlich eine 

Kehrtwende des Infektionsgeschehens wahr-
scheinlich machen. Nur eine drastische Reduzie-
rung sozialer Kontakte – und Herr Bürgermeister 
Bovenschulte hat ja vom notwendigen Strategie-
wechsel gesprochen – kann im kommenden Monat 
noch dazu beitragen, den Anstieg der Infektions-
zahlen zu bremsen. 

Unser aller Ziel ist dabei natürlich – das hört sich 
sehr bürokratisch an – die Verhinderung einer 
Überforderung des Gesundheitssystems. Am Ende 
– und darauf hat auch der Kollege Herr Röwekamp 
schon hingewiesen – heißt das aber nichts anderes, 
als dass wir die Verpflichtung haben, dafür zu sor-
gen, dass Medizinerinnen und Mediziner nicht 
über Leben und Tod entscheiden müssen. Das ist 
uns allen hier im Haus bewusst. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE) 

Bei allen aktuellen Kontroversen um die Sinnhaf-
tigkeit der Maßnahmen, die man jeden Abend in 
irgendeiner Talkshow zwischen Mediziner*innen 
und Wissenschaftler*innen nachvollziehen kann, 
müssen wir im Blick haben, dass wir unsere Ein-
richtungen der medizinischen Versorgung und vor 
allem die Versorgung von hilfsbedürftigen Men-
schen im Blick haben und dass wir dort die größt-
mögliche Unterstützung leisten. 

Die Beschäftigten in all diesen Einrichtungen ver-
sorgen unter einem hohen Ansteckungsrisiko die 
betroffenen infizierten und vulnerablen Personen. 
Wenn hier die Fallzahlen noch weiter steigen – und 
aktuelle Studien sagen ja, wie dramatisch die Situ-
ation auch für Bremen inzwischen ist –, dann wird 
unser Versorgungssystem in kürzester Zeit über-
lastet sein. Das müssen wir unter allen Umständen 
vermeiden, und dazu sind wir auch willens, bei all 
den schwierigen Entscheidungen, die das mit sich 
bringt. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Unser Beitrag kann also, anders als in den letzten 
Monaten, jetzt ausschließlich und allein noch die 
Kontaktvermeidung und somit die Verhinderung 
einer weiteren Ausbreitung sein. Ärzte, Ärztinnen, 
Pflegekräfte, Reinigungspersonal, das Personal in 
den Laboren arbeiten schon jetzt dauerhaft und 
viel zu lange an ihren persönlichen Kapazitätsgren-
zen und dafür gebührt ihnen unser größter Res-
pekt. 
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In unserer Verantwortung als Parlamentarier und 
Parlamentarierinnen liegt es, bedrohliche Situatio-
nen, wie wir sie leider inzwischen wieder bei unse-
ren europäischen Nachbarn sehen können, unbe-
dingt zu vermeiden. Lernen wir doch aus dem Zö-
gern oder aus den Strategien anderer und – und das 
ist auch ein Appell, bevor ich überhaupt zum An-
trag der FDP komme – tragen wir doch in einer 
breiten parlamentarischen Mehrheit die jetzt not-
wendigen Maßnahmen mit. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE) 

Als Fraktion Bündnis 90/Die Grünen tun wir das 
nach sehr langer Diskussion einzelner potenzieller 
Coronamaßnahmen vor der MP-Konferenz letzten 
Mittwoch. Wir hätten an der einen oder anderen 
Stelle bestimmt auch andere Maßnahmen für mög-
lich gehalten, wir tragen sie aber mit, auch wenn 
uns klar ist – und darauf ist heute ja schon diverse 
Male eingegangen worden –, wie viel wir den Men-
schen abverlangen. 

(Vizepräsidentin Grotheer übernimmt den Vorsitz.) 

Wir können aber angesichts der öffentlichen De-
batten nicht oft genug betonen, dass wir uns dar-
über im Klaren sind, wie viel wir den Menschen 
und uns übrigens ja auch selbst dabei abverlangen, 
vor allem aber denjenigen, die sich in den letzten 
Monaten an die Regeln gehalten haben, die Hygi-
enekonzepte für ihre eigenen Betriebe entwickelt 
haben, die auch finanziell massiv investiert habe, 
um für uns alle sichere öffentliche Orte zu schaffen. 
Das ist bitter. Das ist bitter für all diejenigen, die 
sich Mühe gegeben haben und deren Existenzen 
daran hängen. Die neuen Maßnahmen und die 
Wirksamkeit sind nicht allen verständlich. Warum 
sollen sie den Preis für alle zahlen? Es ist angesichts 
der mangelnden Datengrundlage schwierig, mit 
diesen Entscheidungen und den Auswirkungen auf 
einzelne Bereiche umzugehen. Dafür habe ich 
größtes Verständnis, und ich teile in vielen Fällen 
die Sorge der Betroffenen. 

Ich will es deutlich sagen, auch mir persönlich, 
auch meiner Fraktion als politische Entscheidungs-
trägerin fällt es schwer, solche einschneidenden 
Entscheidungen ohne gesicherte Datengrundlage 
zu treffen. Das ist schwer, aber wir haben nun ein-
mal keine Daten. Wir können jetzt nur mit dem ar-
beiten, was wir haben, in der Hoffnung, dass es sich 
dann nach diesem vierwöchigen Lockdown positiv 
auswirkt. 

Umso wichtiger ist es aber, weil die Entscheidun-
gen so schwer und so schwerwiegend in ihrer Trag-
weite sind, diejenigen in der Kultur- und Veranstal-
tungsbranche sowie in der Gastronomie und Hotel-
lerie, die jetzt den Preis für uns alle zahlen, nicht 
allein zu lassen. Es braucht jetzt unverzüglich pass-
genaue, unbürokratische und wirksame Hilfen, an-
ders als viele Angebote, die wir im Frühjahr ge-
macht haben, wirklich wirksame Hilfen für diese 
Bereiche. Sie müssen also so ausgestaltet sein, dass 
sie auch bei den Betroffenen ankommen. Der Vor-
schlag der Übernahme von 75 Prozent des Vorjah-
resmonats, also des berühmten Novembers, wird 
nicht für alle die benötigte Hilfe bringen. 

Wir brauchen stattdessen – und darüber wollen wir 
gern auch gemeinsam nachdenken – für einzelne 
Bereiche Ausfallentschädigungen für geplante 
Dienstleistungen, für geplante Produktionen, die 
im November stattfinden sollten und jetzt ausfal-
len. Wir brauchen Hilfen, die sich aus einem durch-
schnittlichen Jahreseinkommen von Selbstständi-
gen, insbesondere in der Kulturbranche, ergeben. 
Hier müssen wir dringend nachsteuern, wenn nicht 
auf Bundesebene, müssen wir auf Landesebene 
darüber nachdenken. Ansonsten droht hier – und 
das ist uns mehr als klar – auch für viele Kultur-
schaffende in Bremen existenzielle Not. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Wir müssen gerade für diese Bereiche auch jenseits 
der Nothilfen und jenseits der Schließungen im No-
vember Perspektiven schaffen. Es wird nicht so 
sein, davon gehe ich ganz stark aus, dass wir im 
Dezember zu einem Normalbetrieb zurückkehren 
können, wie auch immer wir uns den im Einzelnen 
vorstellen. Wir sollten also die nächsten vier Wo-
chen unbedingt dafür nutzen, aufzuzeigen, unter 
welchen Bedingungen, bei welcher Infektionszahl 
kulturelle, gastronomische Angebote – auch dann 
vielleicht immer noch unter erhöhten Infektions-
zahlen – zum Beispiel im Freien gemacht werden 
können. 

Liebe Kolleginnen und Kolleginnen, an der Pande-
miebekämpfung bisher und auch zukünftig beteili-
gen sich unter Aufbringung höchsten Einsatzes 
sehr viele Menschen aus Bremen und Bremer-
haven, aus dem öffentlichen Dienst und aus bür-
gernahen Versorgungsstrukturen, also vom Ge-
sundheitsamt bis hin zur Verbraucherzentrale. 
Viele sind längst an ihrer persönlichen und manche 
Einrichtung an der strukturellen Belastungsgrenze 
angekommen. Diese Pandemie, anders als es viel-
leicht manche im Frühjahr gehofft haben, ist kein 
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Sprint, sondern ein extrem anstrengender, mühse-
liger Marathon. 

Damit die Pandemie bewältigt werden kann, müs-
sen wir uns jetzt intensiv auf die kommenden Win-
termonate vorbereiten. Der schwerste Monat wird 
nicht der November. Der November hat Auswir-
kungen auf einzelne Bereiche, aber die schwereren 
Monate sind aus meiner Sicht Dezember, Januar 
und Februar. Wir müssen uns jetzt klar machen, am 
1. Dezember 2020 wird das Leben nicht wieder nor-
mal, nur weil der Lockdown womöglich aufgeho-
ben wird, sondern wir müssen uns und den Bürge-
rinnen und Bürgern da draußen jetzt schon klar 
machen, mit welchen Einschränkungen wir ab dem 
1. Dezember 2020 weitermachen, um über die noch 
schwereren kommenden Wintermonate zu kom-
men. 

Wir erwarten daher, dass die Phase des Herunter-
fahrens jetzt konkret genutzt wird, um diesen Weg 
durch den Winter aufzuzeigen, ohne dass wir stän-
dig wechselnd in einen Lockdown geraten. Es 
braucht daher eine sehr klare, aber auch flexible 
Strategie mit verbindlichen, wirksamen Schritten 
für die Phase des wieder Hochfahrens und, ich 
möchte betonen, noch wichtiger wäre ein Aus-
schluss des Lockerungswettbewerbs, wie wir ihn 
im Sommer unter den Ministerpräsidenten erlebt 
haben. Das darf nach diesem Lockdown nicht wie-
der passieren. 

Das heißt, wir müssen uns jetzt schon klar machen 
und auch kommunizieren, welche einschränken-
den Maßnahmen wahrscheinlich über den Novem-
ber hinaus bis weit in das Frühjahr gelten müssen, 
auch und insbesondere wenn die Infektionsraten 
wieder sinken. 

Ein paar wenige Dinge möchte ich nennen, über 
die wir jedenfalls ausführlicher diskutiert haben: 
Wir müssen natürlich, das ist uns, glaube ich, allen 
hier im Haus klar, die Umsetzungshürden behe-
ben, und davon haben wir doch einige. Als Aller-
erstes müssen wir gemeinsam dafür sorgen, dass 
wir das Gesundheitsamt befähigen, die notwendig 
schnelle Rückverfolgung und unverzügliche Infor-
mation von potenziell Infizierten zu gewährleisten, 
denn das rettet am Ende Leben. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU) 

Ja, jede Einzelne und jeder Einzelne ist verantwort-
lich und trägt Verantwortung, durch die Pandemie 
zu kommen. Wir haben bisher – und das werden 

wir auch weiterhin tun – auf das Prinzip der Frei-
willigkeit und der eigenen Einsicht gesetzt. Der 
Großteil der Menschen, und dafür bedanke ich 
mich ausdrücklich, macht auch freiwillig sehr viel 
mit. 

Trotzdem müssen wir aber ab sofort und zukünftig 
besser sicherstellen, dass diejenigen, die sich nicht 
an die Regeln halten, Konsequenzen und Sanktio-
nen erfahren. Wir müssen auf dem Bahnhofsplatz, 
am Bahngleis, im ÖPNV oder auch im Einzelhan-
del, in dem man sehr eng am Regal steht, auf die 
strikte Einhaltung der Coronaregeln drängen und 
wir müssen sie viel stärker kontrollieren. Die Ein-
haltung einer bestimmten reduzierten Anzahl von 
Kunden im Einzelhandel könnte ich mir zum Bei-
spiel auch weit über den November hinaus vorstel-
len. Ich wüsste nicht, warum man das nach dem 
vierwöchigen Lockdown wieder zurückfahren 
sollte. 

Dritter Punkt: Wer in seinem Umfeld jetzt mit Men-
schen zu tun hatte, die Symptome hatten und die 
sich testen lassen wollten, wird festgestellt haben, 
dass es sehr unterschiedliche Herangehensweisen 
von Hausärztinnen und Hausärzten gibt, dass man 
das Gesundheitsamt tagelang nicht erreicht, dass 
man nicht weiß, wo man sich eigentlich wann tes-
ten lassen kann. Hier müssen wir schnellstmöglich 
zu einer allgemein verständlichen Teststrategie 
und auch dazu kommen, dass man im besten Fall 
auch bei jedem Hausarzt und nicht nur, wenn er es 
freiwillig anbietet, einen Test machen lassen kann. 

Natürlich müssen wir auch für den Schulbetrieb 
frühzeitig klären, und zwar mit allen Betroffenen 
wie Lehrkräften, Schülerinnen und Schülern und 
den Eltern, wie eigentlich Schulmaßnahmen unter 
welchen Bedingungen aussehen können oder 
könnten, jenseits unseres festen Willens, die Schu-
len und Kitas offen zu halten. Hier ist ein kontinu-
ierlicher Austausch dringend notwendig und findet 
auch statt. 

Ein letzter Punkt, den ich, bisher jedenfalls, für sehr 
unterbeleuchtet halte: Wir sind ein kleiner Stadt-
staat mit zwei Stadtgemeinden und trotzdem habe 
ich das Gefühl, dass all die Regeln, die wir erlassen, 
bei den Menschen nicht ordentlich, nicht verständ-
lich, nicht richtig ankommen, jedenfalls nicht in 
gleicher Intensität in den Stadtteilen, in bestimm-
ten Bevölkerungsgruppen. Wir sollten uns deswe-
gen vielleicht alle gemeinsam noch einmal mehr 
Gedanken darüber machen, wie wir eigentlich 
Verbündete, Multiplikatoren, vielleicht auch Auto-
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ritäten in den Stadtteilen, in den einzelnen Ortstei-
len in Bremen finden können, die mit uns gemein-
sam in ihren jeweiligen Nachbarschaften für die 
Einhaltung der Regeln werben können. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, nicht zuletzt 
sind wir jetzt aber wieder in einer Situation, in der 
es notwendig wird, den Blick verstärkt auf die 
Gruppen zu richten, die wiederum unter den Fol-
gewirkungen der jetzt beschlossenen Maßnahmen 
leiden werden. 

Auch wenn wir keinen vollständigen Lockdown vor 
uns haben, setzen die beschlossenen Maßnahmen 
die Menschen unter massiven Druck und unter 
Stress. Das führt in nicht wenigen Fällen zu Gewalt 
in Beziehungen, in Familien. Um Familiensysteme 
in diesen belastenden Pandemiezeiten zu entlas-
ten, sind unterstützende Angebote jetzt dringender 
notwendig als in Zeiten ohne Lockdown. Angebote 
außerhalb der Schule für Kinder, Jugendliche oder 
Familien müssen aufrechterhalten werden, müssen 
zugänglich sein, müssen digital verstärkt werden. 
Das gilt genauso für die Infrastruktur für Frauen, 
die von Beziehungsgewalt betroffen sind. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Wir spüren es nicht erst heute in der Debatte, son-
dern jeden Tag in unseren Familien, im Bekannten-
kreis, in den Medien, diese Pandemie ist inzwi-
schen, anders als im Frühjahr, längst zu einer ge-
sellschaftlichen Zerreißprobe geworden. Auch 
wenn die Zustimmung zu den beschlossenen An-
strengungen und Einschränkungen derzeit noch 
hoch ist, sehen wir, wie ich oft finde, zu Recht auch 
zunehmend Unmut, Unverständnis, Müdigkeit und 
auch vor allem Angst um die eigene Gesundheit 
und Angst um die eigene berufliche Existenz. 

Daher ist es richtig, dass wir die Pandemiebewälti-
gung und ihre Folgen hier im Hause heute intensiv 
debattieren und auch zukünftig darüber entschei-
den. Das Abwägen von drastischen Maßnahmen 
zwischen Gesundheitsschutz einerseits und Ein-
schränkungen der persönlichen Freiheit anderer-
seits braucht einen intensiven öffentlichen Diskurs 
und braucht natürlich auch eine feste parlamenta-
rische Verankerung. Nicht um uns zu vergewis-
sern, dass wir eine wichtige Rolle im parlamentari-
schen System haben, das auch, aber manchmal 
muss man sich das selbst auch noch einmal ver-
deutlichen und zu Bewusstsein führen, dass es vor 
allem doch darum geht, Vertrauen und Zustim-
mung der Bevölkerung zu erhalten oder vielmehr 
auch wieder zurückzugewinnen. Das Vertrauen 

und die Unterstützung der Menschen in Bremen 
und Bremerhaven bei der Pandemiebekämpfung 
sind nun einmal unerlässlich. 

Wir sollten in unserer Ansprache die Menschen da 
draußen daher auch als Teil der Lösung anspre-
chen. Ich will noch einmal deutlich sagen, die ge-
genseitigen Schuldzuschreibungen in den letzten 
Wochen, wer in welchem Keller eine Party gefeiert 
oder im ÖPNV keine Maske getragen hat, das sind 
Phänomene, die wir im Auge haben und die wir un-
terbinden müssen, denn sie befruchten eine öffent-
liche Debatte, in der es darum gehen muss, Solida-
rität herzustellen, natürlich überhaupt nicht. 

Deswegen ist mein Werben: Lassen Sie uns die 
Menschen motivieren und dabei unterstützen, dass 
sie sich an die Regeln halten, dass sie dadurch ak-
tive Solidarität mit ihren Nachbarn, mit ihren 
Freund*innen, mit ihren Arbeitskolleg*innen zei-
gen, und ihnen bewusst machen, dass das Handeln 
jeder und jedes Einzelnen unverzichtbar für die Be-
wältigung dieser Pandemie ist, denn sie wird lange 
dauern. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächster Redner hat 
der Abgeordnete Herr Janßen das Wort. 

Abgeordneter Janßen (DIE LINKE): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es ist heute ein besonderer Tag, vermut-
lich das erste Mal, jedenfalls seit ich mich erinnern 
kann, dass die Bürgerschaft an einem Feiertag und 
an einem Wochenendtag tagt. Ich glaube aber, 
dass es genau richtig ist, jetzt noch einmal kurzfris-
tig – auch nach dem vergangenen Mittwoch und 
den Beschlüssen der Bundesregierung und der Mi-
nisterpräsidentinnen und Ministerpräsidenten – 
hier mit nur einem Thema zusammenzukommen, 
und zwar die aktuelle Coronalage und die Be-
schlüsse der Ministerpräsidentinnen und Minister-
präsidenten gemeinsam mit der Bundesregierung. 

Bereits Anfang der Woche kündigte sich ja mit der 
Vorverlegung der Ministerpräsident*innenkonfe-
renz an, dass einige weitgehende Maßnahmen ins 
Haus stehen und es eine Zäsur in der Krisenbewäl-
tigung gibt. Der Bürgermeister sprach von einem 
Strategiewechsel. Nachdem wir in der Vergangen-
heit zwar gemeinsame Maßstäbe für das Handeln 
angelegt haben, allerdings mit unterschiedlichen 
Ausprägungen oder Anwendungen der Maßstäbe, 
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sind wir jetzt zu deutschlandweiten Vereinbarun-
gen gekommen, die das öffentliche Leben und 
auch den Privatbereich länderübergreifend stark 
reglementieren und vereinheitlicht beschränken. 

Um eines gleich voranzustellen: Ich bin froh, dass 
es gelungen ist, in gemeinsamer Verantwortung 
ganz verschiedener Landesregierungen und der 
Bundesregierung hier diese Verantwortung zu 
schultern und einheitliche Regelungen zu treffen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Dem Beschluss der Ministerpräsidentinnen und 
Ministerpräsidenten und der Bundesregierung lie-
gen einige sehr grundlegende Annahmen und Er-
kenntnisse zugrunde. 

Erstens, das Infektionsgeschehen läuft seit Ende 
September Gefahr, außer Kontrolle zu geraten. Die 
Indexwerte von 35 oder 50 Infektionen auf 100 000 
Einwohnerinnen und Einwohner werden in den al-
lermeisten Kreisen und Städten überschritten. Wir 
befinden uns inmitten der zweiten Welle. Ohne 
eine Reduzierung des exponentiellen Wachstums 
und der Infektionsgeschwindigkeit laufen wir er-
neut Gefahr, die Gesundheitssysteme zu überfor-
dern. Noch können im Land Bremen alle derzeit – 
die Zahl ist von gestern – 129 aufgenommenen sta-
tionär behandelten Patientinnen und Patienten auf 
höchstem medizinischen Niveau versorgt werden, 
aber eine derartig ungebremste Infektionswelle mit 
noch ein, zwei oder drei Verdoppelungsschritten 
bringt uns an die Grenze der Belastbarkeit und 
dann steht das Leben von Menschen noch mehr als 
schon heute auf dem Spiel. Genau das gilt es zu 
verhindern. 

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen) 

Zweitens, das Infektionsgeschehen ist derart um-
fangreich, dass die Kontaktnachverfolgung und die 
systematische Aufarbeitung des Infektionsgesche-
hens nicht mehr vollständig gelingen. Die Kapazi-
täten sind ausgeschöpft und müssen dringend wei-
ter ausgebaut werden, nicht nur um das Tagesge-
schäft und die individuelle Kontaktnachverfolgung 
zu schaffen, sondern auch um das Infektionsge-
schehen analytisch so zu erörtern, dass man wieder 
in der Lage ist, Cluster oder Infektionsgeschehen 
besser einzugrenzen. 

Auch wenn es in einem Viertel der Fälle noch ir-
gendwie gelingt, Infektionswege zu beschreiben, 
gehört ja zur Wahrheit dazu, dass es nun einmal in 

den meisten Fällen, in etwa drei Vierteln der Fälle, 
nicht mehr gelingt, mit dem Finger darauf zeigen 
zu können, hier hat die Infektion stattgefunden, 
dies ist der Übertragungsweg. Genau deshalb ge-
lingt es ja nicht mehr, evidenzbasiert konkret zu sa-
gen, genau diesen Weg können wir durch diese 
Maßnahme einschränken, sondern wir müssen 
feststellen, dass das Infektionsgeschehen so breit 
geworden und so schwer zu bestimmen ist, dass der 
einzige Weg, der jetzt bleibt, die Reduktion der Ge-
samtzahl der Kontakte ist. Das ist kein schöner 
Weg, aber das ist ein Weg, der derzeit notwendig 
ist. 

Drittens, die Gesellschaft hat sich in vielen Berei-
chen bereits umgestellt. Beim Verlassen der Woh-
nung überprüfen wir wie selbstverständlich nicht 
mehr nur, ob das Handy und der Schlüssel dabei 
sind, sondern es ist uns immer klar, mindestens 
eine oder mehrere Masken sind dabei. Wir füllen 
wie selbstverständlich Kontaktformulare aus, hin-
terlassen unsere Daten. Wir halten Abstand und 
wir haben uns auf Einschränkungen bei Veranstal-
tungen und in der Freizeitgestaltung eingestellt. 

Auch im Gastro- und Kulturbereich hat sich einiges 
verändert, Hygienekonzepte wurde erarbeitet, 
neue Ausstellungsformen erprobt, ganze Inszenie-
rungen umgestellt, neue Abläufe eingerichtet, bau-
liche Veränderungen vorgenommen und viel Geld 
investiert. Wir wissen, wie viel Herzblut, Arbeit und 
Investitionen in diese Anpassungsprozesse ge-
steckt wurden, und es schmerzt uns alle und wir 
verstehen den Ärger und den Frust angesichts der 
jetzigen Beschränkungen und dass es sich anfühlt, 
als ob es vergeblich gewesen wäre. 

Ich glaube aber, wir müssen auch feststellen, dass 
wir ohne all diese individuellen Anstrengungen in 
den Betrieben, in den Einrichtungen gerade kom-
plett andere Zahlen hätten, wie wir sie in vielen an-
deren Ländern auch sehen. Daher gilt es, an dieser 
Stelle zu sagen, danke für all das, was individuell, 
aber auch organisatorisch eingeleitet wurde. Diese 
eingeleiteten Schritte sind keine einseitige Schuld-
zuweisung an die entsprechenden Branchen, son-
dern die Erkenntnis, dass es das Ziel sein muss, nun 
die Kontakte in der Gesamtzahl herunterzufahren. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Es stimmt ja auch, dass wir verhältnismäßig gut 
durch den Sommer gekommen sind. Da gab es in 
Bremen zum Teil nur 30 bestätigte aktive Coronaf-
älle, die potenziell ansteckend waren. Aktuell ha-
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ben wir fast 2 000 aktive Fälle. Das ist eine Dimen-
sion, bei der dann auch die bekannten und einge-
übten Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko nicht 
mehr ausreichend im Griff behalten können. An-
ders gesagt: Wenn ich jeden Tag zwei Infizierte 
treffe, ist das Risiko, mich trotz Schutzmaske anzu-
stecken, natürlich deutlich höher, als wenn ich im 
Monat statistisch gesehen eine Person treffe, die 
potenziell infiziert ist. 

Dazu gibt es auch aus dem europäischen und inter-
nationalen Raum umfangreiche Erfahrungen. Israel 
hat beispielsweise einen zweiten Lockdown hinter 
sich, der zwar weniger einschneidend war als der 
erste, aber trotzdem schnell und nachhaltiger ge-
wirkt hat als im Frühjahr. Das konnte mittlerweile 
auch erfolgreich wieder aufgehoben werden. 

Die Zahl der laborbestätigten Fälle in Bremen ist – 
–. Häufig wird die Frage gestellt, ob es überhaupt 
mehr Infektionen gibt oder ob wir einfach nur mehr 
testen. Das ist eine Frage, die sehr leicht zu beant-
worten ist, wenn wir uns anschauen, wie eigentlich 
die Anzahl der Positivtests aussieht. Die Quote der 
Tests, die im Juli positiv waren, lag noch bei 
0,6 Prozent. Derzeit liegen wir – und da ist auch ein 
exponentielles Wachstum zu sehen – bei 5,5 Pro-
zent aller Testungen, die am Schluss ein positives 
Ergebnis haben. 

Das heißt, mitnichten kann die Rede davon sein, 
dass nur die Aufmerksamkeit erhöht sei und daher 
der Eindruck entstehe, wir hätten es mit einem ver-
stärkten Infektionsgeschehen zu tun. Nein, das Ge-
genteil ist der Fall. Trotz erhöhter Aufmerksamkeit 
sind die Tests positiv ansteigend, was uns zeigt, wie 
bedrohlich die Lage tatsächlich ist. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

In einem gemeinsamen Papier am Mittwoch for-
dern die Präsidentin der Deutschen Forschungsge-
meinschaft und die Präsidenten der Fraunhofer-
Gesellschaft, der Helmholtz-Gemeinschaft, der 
Leibniz-Gemeinschaft, der Max-Planck-Gesell-
schaft und der Leopoldina klare Entscheidungen, 
die schnell umgesetzt werden. Ich zitiere einmal: 
Aktuell könne die Ausbreitung des Virus in vielen 
Regionen von den Gesundheitsämtern aus Kapazi-
tätsgründen nicht mehr adäquat nachverfolgt wer-
den. Um diese Nachverfolgung wieder zu ermögli-
chen, müssten Kontakte, die potenziell zu einer In-
fektion führen, systematisch reduziert werden. 

Ich zitiere das nur deshalb noch einmal so ausgie-
big und habe auch alle Unterstützerinnen und Un-
terstützer genannt, weil teilweise in der Öffentlich-
keit, auch beispielsweise durch den Präsidenten 
der Bundesärztekammer, der Eindruck vermittelt 
wird, den ich vollständig falsch finde – und ich bin 
dankbar für die Stellungnahmen vieler Bremer Me-
dizinerinnen und Mediziner –, dass es hier eine ge-
wisse, ich sage einmal, offene Diskussion darüber 
gebe, was jetzt eigentlich nötig ist. 

Ich glaube, diese Liste zeigt, dass in dem allergröß-
ten Teil der Wissenschaft ein Konsens darüber be-
steht, dass es notwendige Maßnahmen gibt. Daher 
sind diese Maßnahmen, die hier auf politischer 
Ebene getroffen sind, deckungsgleich mit den For-
derungen aus Forschung und Wissenschaft und da-
her sind sie aus meiner Sicht auch notwendige 
Maßnahmen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsiden-
ten und die Bundesregierung standen also vor der 
Herausforderung, nun in einer Güterabwägung 
einzuschätzen, in welchen Bereichen die Ein-
schnitte geschehen müssen, von denen wir ausge-
hen, dass sie passieren müssen. Auf der einen Seite 
steht das Grundrecht auf Gesundheit, auf körperli-
che Unversehrtheit und am Ende auf das Leben 
selbst. Auf der anderen Seite stehen unsere Frei-
heitsrechte, das Recht zur Berufsausübung, das 
Recht zur Bewegungsfreiheit, das Recht auf Bil-
dung, das Recht auf gesellschaftliche und kultu-
relle Teilhabe. Die Regierungen haben ganz klar 
gemacht, das Recht auf Bildung bleibt durch die 
Zielsetzung, den Schulbetrieb möglichst lang auf-
rechtzuerhalten, gewährleistet, um nicht die Pan-
demie auf die Rücken der Schülerinnen und Schü-
ler abzuwälzen. 

Ich halte diese Einschätzung für zentral und glaube 
nicht nur aus grundsätzlicher Überzeugung, son-
dern auch weil wir wissen, dass sich ansonsten die 
Schulschließungen und der ausbleibende Unter-
richt nun einmal insbesondere in sozial schwierige-
ren Lagen zum Nachteil der Schülerinnen und 
Schüler auswirken würden, dass es eine richtige 
Entscheidung ist. Diese Entscheidung ist bildungs- 
und sozialpolitisch ein notwendiger Schritt. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Kontakte im Privatbereich zu reduzieren, dazu gibt 
es ja bereits Regelungen. Es ist ja nicht so, dass der 
Privatbereich vollständig unkontrolliert wäre. Eine 
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Begrenzung für Treffen in der Öffentlichkeit und 
auch im privaten Raum findet statt. Noch weiterge-
hende Einschränkungen oder die drastische Kon-
trolle bis in den Privatbereich hinein halte ich auch 
für nicht zumutbar. Das Gesundheitswesen, das So-
zialwesen, der gesamte Kernbereich öffentlicher 
Verwaltung, Feuerwehr, Polizei, Lebensmittelpro-
duktion und viele Kernbereiche der Wirtschaft ste-
hen auch nicht zur Debatte für eine temporäre 
Schließung. 

Daher bleiben wir dann bei dem doch sehr schwie-
rigen Bestandteil des Beschlusses, den ich aber 
richtig finde, der auf einen Shutdown im Sektor der 
Gastronomie, touristischen Hotellerie und des Kul-
turbereichs abzielt. Dieser Shutdown zielt auf die 
Reduzierung der Gesamtzahl der Kontakte ab. Er 
ist nicht begründet mit einem diesen Teilbereichen 
immer innewohnenden Infektionsrisiko, sondern 
Ergebnis einer Abwägung. 

Nein, Kultur ist nicht entbehrlich. Nein, auch Sport 
ist nicht Freizeitgedöns. Nein, Gastronomie und 
Tagesausflüge sind nicht nur nice to have. Sie ma-
chen unsere Gesellschaft aus. Dennoch beschlie-
ßen wir, diese Bereiche für den November vorüber-
gehend zu schließen, um die Gesamtzahl der Kon-
takte in unserer Gesellschaft zu reduzieren. Ja, das 
ist bitter, aber es ist unvermeidbar. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Zum Ausgleich werden die Betriebe und Einrich-
tungen entschädigt. Sie sollen 75 Prozent des Um-
satzes vom November 2019 erhalten, immerhin ins-
gesamt zehn Milliarden Euro. Finanziell werden 
wir für die Betriebe damit eine auskömmliche Fi-
nanzierung absichern, wenn es gelingt, die Hilfen 
so zu gestalten, dass sie nicht so bürokratisch sind 
oder mit so vielen anderen Bereichen verrechnet 
werden, dass das Geld am Ende nicht ankommt. 

Für die Beschäftigten gilt aber weiterhin, dass 
diese häufig erneut in Kurzarbeiter*innengeld fal-
len werden und die Situation teils dramatisch sein 
wird. Anders als in größeren Industriebetrieben, in 
denen die Löhne so hoch sind, dass die Fortzahlung 
des Kurzarbeiter*innengeldes einen guten Lohn 
gewährleistet, fallen viele Menschen insbesondere 
in der Gastronomie oder Hotellerie unter die 
Grenze dessen, was zum Leben notwendig ist, und 
müssen ergänzend aufstocken. 

Eine Erhöhung des Kurzarbeitergeldes, eine Auf-
stockung von Sozialleistungen zur Vermeidung so-
zialer Härten sind aus unserer Sicht daher dringend 

nötig. Wir müssen vermeiden, dass in der Krise die 
Unternehmen gerettet werden, aber die Beschäf-
tigten unter die Räder kommen. Es braucht daher 
dringend flankierende Maßnahmen zur Beschäfti-
gungssicherung und Stärkung der sozialen Siche-
rungssysteme. 

(Beifall DIE LINKE) 

Weil Kultur und Freizeit nun einmal ein wesentli-
cher Bestandteil unserer Gesellschaft sind, darf die-
ser Teil-Shutdown nur als zeitlich befristeter Wel-
lenbrecher eingesetzt werden. Eine spaßbefreite 
Gesellschaft, die nur aus Arbeit und der Kleinfami-
lie ohne Ausgleich besteht, ist für uns auch eine 
echte Horrorvorstellung. Für einen Monat ist es un-
vermeidbar und wir tragen diese Linie mit. Gleich-
zeitig müssen wir diesen Monat aber dafür einset-
zen, eine langfristige Strategie für eine lebens-
werte Gesellschaft zu entwickeln, trotz und wäh-
rend Corona und nicht erst wieder nach Corona. 

Im Vorfeld dieser Debatte haben die Koalitions-
fraktionen und vor allen Dingen auch die CDU-
Fraktion einen gemeinsamen Antrag beraten und 
eingereicht, der im Kern drei verschiedene Berei-
che aufruft. Erstens bestätigt darin dieses Parla-
ment als gesetzgebende Instanz dieses Bundeslan-
des die Linie der Regierungen und des Senats. 
Zweitens begibt sich das Parlament angesichts der 
Tiefe der Eingriffe und auch der Dauer der anhal-
tenden Pandemie auf den Weg, im Rahmen parla-
mentarischer Beratungen wieder stärker eigenes 
Engagement zu zeigen. Drittens finden sich einige 
Schwerpunktsetzungen in dem Antrag, die auf den 
Schutz vulnerabler Gruppen, auf die Stärkung der 
Gesundheitsämter sowie die Zusage, flankierende 
Maßnahmen zu unterstützen oder zu initiieren, ab-
zielen. 

Erklärtes Ziel dieses Antrags ist zudem, dass der 
Lockdown dazu führen soll, das Infektionsgesche-
hen wieder auf ein Maß herunterzuregeln, das wie-
der ein halbwegs normales Leben ermöglichen soll, 
bei dem unter Einhaltung der Hygienemaßnahmen 
auch wieder Sozialkontakte, kulturelles, wirt-
schaftliches und soziales Leben stattfinden sollen. 
Das Ziel ist, dass es wieder ausreicht, die Abstands- 
und Hygienemaßnahmen im Alltag einzuhalten 
und auf sich und auf andere achtzugeben, so wie es 
die überwältigende Mehrheit auch getan hat. 

Dennoch glaube ich auch, dass man selbstkritisch 
anerkennen kann, dass wir es als Parlamentarierin-
nen und Parlamentarier, auch wenn wir im regel-
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mäßigen Austausch mit den Regierungsvertreterin-
nen und Regierungsvertretern standen, in den letz-
ten Monaten möglicherweise versäumt haben, uns 
im Vorfeld auf die jetzt eintretende Diskussion vor-
zubereiten. Wir haben immer davon gesprochen, 
dass wir im Herbst in eine zweite Welle hineinlau-
fen, dennoch haben auch wir als Parlament keine 
Beschlüsse im Vorfeld gefasst, was denn dann die 
Maßnahmen hätten sein sollen, sondern sind jetzt 
zu einer recht kurzfristig anberaumten Sitzung zu-
sammengetreten. 

Daher, glaube ich, ist es richtig, dass wir mit diesem 
Antrag das Selbstbewusstsein artikulieren, uns in 
der Zukunft stärker selbst in den Prozess einzubrin-
gen, und damit aber auch eine Verpflichtung ein-
gehen, diesen Prozess und die langfristige Strate-
gie stärker mitzugestalten und auch auszubuchsta-
bieren. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Es gab zwischenzeitlich ja durchaus etwas schwie-
rige Alleingänge von einzelnen Landesregierun-
gen, Stichwort Beherbergungsverbote, weil diese 
dachten, dass bei ihnen ja alles im Griff sei und das 
durch ein Beherbergungsverbot geschützt werden 
kann. Diese Alleingänge haben aber auch Ver-
trauen bei der Bevölkerung gekostet und waren 
letztendlich auch juristisch und im Sinne der Test-
kapazitäten nicht zu halten. Der Streit auf der Mi-
nisterpräsident*innenkonferenz dazu ist gerade 
einmal zwei Wochen her, politisch fühlt sich das an 
wie vor einer Ewigkeit. Daran sieht man aber wie-
der, wie schnell sich die derzeitige Lage ändert, 
und dies stellt mit Sicherheit eine große Herausfor-
derung auch für die parlamentarischen Abläufe 
dar. Dennoch haben auch andere Bundesländer 
gesetzliche Rahmenbedingungen entwickelt oder 
bereits vorher gehabt, die ihnen eine formelle Be-
teiligung bei den Coronaverordnungen zuschrei-
ben. 

Daher begrüße ich es, dass in der heutigen Diskus-
sion die Diskussion noch einmal aufgenommen 
wurde, mit dem Antrag verankert wird, einen Vor-
schlag des Verfassungs- und Geschäftsordnungs-
ausschusses vorsieht und wir uns auf den Weg ma-
chen werden, einen Weg zu identifizieren und zu 
definieren, wie dieses Parlament auch bei den for-
malen Coronaverordnungen einbezogen werden 
wird und auch die Möglichkeit zur Debatte und Be-
schlussfassung haben wird. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Für die nächsten Monate brauchen wir eine Strate-
gie, die das Infektionsgeschehen niedrig hält, aber 
gleichzeitig das öffentliche, wirtschaftliche, soziale 
Leben aufrechterhält. Der Übergang von Kontakt-
armut zu risikoarmen Kontakten muss durch indi-
viduelles Verhalten, wie das Einhalten der Hygi-
ene- und Abstandsregelungen, aber auch durch 
strukturelle Maßnahmen, wie die Anpassung von 
Abläufen am Arbeitsplatz, wieder aufgebaut wer-
den. 

Der Shutdown im Frühling war richtig, um uns für 
das Gesundheitssystem Zeit zu verschaffen, uns auf 
eine Pandemie vorzubereiten. Der Shutdown light, 
so nenne ich ihn einmal, den wir jetzt als Wellen-
brecher haben, hat das Ziel, die Kontakte zu redu-
zieren, um eine Überlastung des Gesundheitssys-
tems erneut zu vermeiden. Diese Phase müssen wir 
für längerfristige Maßnahmen nutzen. Ziel muss es 
sein, bei ausreichenden Kapazitäten im Gesund-
heitssystem den R-Wert, die Reproduktionszahl, 
wieder unter eins zu bewegen und damit den An-
stieg der Neuinfektionen zu stoppen. 

Daher darf man auch nicht die Krankenhäuser im 
Regen stehen lassen und die Pauschalen für die 
Betten in der Reserve auslaufen lassen, so wie in 
der Vergangenheit. Daher darf auch der Gemein-
same Bundesauschuss die Beschäftigten nicht im 
Regen stehen lassen, wenn die telefonische Krank-
schreibung ausläuft. Daher darf man auch nicht die 
Beschäftigten in der Fleischindustrie im Regen ste-
hen lassen, wenn wir regelmäßig feststellen, dass 
dort das Infektionsgeschehen nicht aufgehalten 
werden kann. Daher dürfen wir auch Menschen in 
Sammelunterkünften nicht im Regen stehen lassen 
und müssen ihnen den gleichen Schutz vor der 
Pandemie ermöglichen wie Menschen, die nicht in 
staatlicher Obhut leben. 

(Beifall DIE LINKE) 

Auch im öffentlichen Gesundheitsdienst müssen 
wir noch nachlegen und diesen weiter ausbauen 
und insbesondere die Analysekompetenzen stär-
ken. Zudem ist der ergänzende Einsatz von mög-
lichst genauen Schnelltests ein wichtiger Baustein, 
um beispielsweise im Altenpflegebereich oder 
auch im Krankenhausbereich mehr Sicherheit vor 
Ansteckungsrisiken zu schaffen. Gleichzeitig gilt 
es auch, das unterschiedliche Infektionsgeschehen 
innerhalb der gesamten Stadtgesellschaft zu adres-
sieren. 



2118 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 16. Sitzung am 31.10.2020 

Wir brauchen Beratungsstrukturen in den Stadttei-
len, wir brauchen mehrsprachiges Informationsma-
terial auf der Höhe der Zeit, wir brauchen auch hy-
gienegerechten Um- und Ausbau des ÖPNV, be-
reits angeschnitten, wir brauchen langfristige Ent-
zerrung der innerstädtischen Flächen. Ich glaube, 
darüber hinaus sind temporäre Einschränkungen 
beispielsweise von Parkplätzen oder des Autover-
kehrs Maßnahmen, die ja teilweise auch in An-
spruch genommen wurden, die mit Sicherheit aus-
gebaut werden können. Wir brauchen ver-
pflichtende Hygienebeauftragte in Betrieben, ar-
beitsrechtliche Sicherheit für Beschäftigte, deren 
Kinder beispielsweise wegen Infektionen in Schul-
klassen in Quarantäne sind. Wir brauchen einen 
Ausbau von Schutzstrukturen vor häuslicher Ge-
walt und die Unterstützung in Digitalisierungspro-
zessen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vor uns 
liegen noch mehr Diskussionen als hinter uns. Wir 
haben uns als Parlament heute noch einmal dazu 
verpflichtet, diese Diskussionen aktiv mit anzuneh-
men. Ich glaube, das ist ein richtiges Signal, aber 
es ist auch eine Herausforderung, der wir uns damit 
stellen. 

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen) 

In meiner ersten Rede zu diesem Thema – das ist 
jetzt ja schon einige Monate her – habe ich viel dar-
über gesprochen, wie unterschiedlich die Krise un-
sere Gesellschaft trifft, und das hat sich auch bis 
heute nicht verändert. Bei einem hohen Lohn ist 
das Kurzarbeitergeld oft ausreichend. Auf der Stre-
cke bleiben aber all diejenigen, die als Solo-Selbst-
ständige, prekär Beschäftigte oder Minijobber von 
den derzeitigen Regelungen unzureichend aufge-
fangen werden. Wenn der öffentliche Raum weni-
ger nutzbar wird, ist der Rückzug in das Private be-
sonders dann belastend, wenn die Wohnverhält-
nisse eng sind, der Rückzugsraum mit mehr Men-
schen geteilt wird oder keine Sicherheit darstellt. 
Doch auch am anderen Ende des Spektrums kann 
der Rückzug in den Privatraum Einsamkeit und/o-
der soziale Isolation als Risiko beinhalten. 

All diese Aspekte dürfen wir daher niemals aus 
dem Auge lassen, wir müssen immer im Kopf ha-
ben, dass die Eingriffe einer sozialen Prüfung 
standhalten müssen, und gegebenenfalls geeig-
nete Maßnahmen zur Unterstützung entwickeln. 
Bei allen gerechtfertigten Aufrufen zur Einhaltung 
geltender Regeln und Vorschriften dürfen wir aber 

die Krisenbewältigung auch nicht nur individuali-
sieren. Ja, es liegt an uns allen, wie wir uns im All-
tag verhalten. Doch je nach Beschäftigungssitua-
tion kann ich mir nun einmal nicht aussuchen, in 
das Homeoffice zu gehen oder in jedem Teilbe-
standteil vor einer Ansteckung geschützt zu sein. 
Ich kann mir nicht immer aussuchen, mit welchem 
Verkehrsmittel ich zur Arbeit fahre, wenn ich kein 
Auto habe, sondern auf den öffentlichen Nahver-
kehr angewiesen bin. 

Es steht daher auch nicht immer an, mit, so nenne 
ich es einmal, moralischer Überlegenheit am Ende 
eine Schuld für eine Infektion auf individueller 
Ebene zuzuschreiben, sondern man muss neben 
der individuellen Verantwortung auch die Rah-
menbedingungen politisch in den Blick nehmen, 
um den Schutz individuell zu ermöglichen und da-
mit auch einer Gesamtverantwortung gerecht zu 
werden. 

Abschließend möchte ich Genesungswünsche an 
all diejenigen richten, die derzeit unter einer CO-
VID-19-Infektion leiden oder sich von dieser erho-
len. Ich kenne mittlerweile persönlich – und ich 
vermute, so wird es den meisten gehen – mehrere 
Menschen, die sich angesteckt haben. Nicht nur 
die erheblichen körperlichen Folgen, sondern auch 
die Sorge, das eigene Umfeld anzustecken oder be-
reits angesteckt zu haben, sind eine enorme Belas-
tung. Unsere Gedanken sind auch bei all den An-
gehörigen, die Verstorbene zu beklagen haben, 
und ich möchte ihnen mein aufrichtiges Beileid 
aussprechen. 

Wir wissen um unsere Verantwortung und werden 
für den weiteren Verlauf der Krisenbewältigung 
dieser wie bisher gerecht werden. Ich bedanke 
mich bei allen Kolleginnen und Kollegen der Frak-
tionen, die den Antrag gemeinsam erarbeitet ha-
ben, für die gemeinsame Beratung im Vorfeld. Die 
anstehenden Maßnahmen sind hart, aber sie sind 
auch notwendig, um eine Perspektive für 2021 zu 
erhalten, bei der wir ein Leben in und mit der Pan-
demie erhalten und parlamentarisch mitgestalten. 
– Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen) 

Vizepräsidentin Grotheer: Als nächste Rednerin 
hat die Abgeordnete Frau Wischhusen das Wort. 

Abgeordnete Wischhusen (FDP): Verehrte Frau 
Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Un-
sere vertraute Welt steht auf dem Kopf, unsere Welt 
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hat sich massiv verändert. Lokal und global erleben 
wir in einem noch vor einem dreiviertel Jahr unvor-
stellbaren Ausmaß Historisches, wie etwa gravie-
rende Verhaltensveränderungen und einen für 
Deutschland bisher schwer vorstellbaren wirt-
schaftlichen Wandel, dessen Ausprägung wir uns 
heute noch nicht ausmalen können. 

Meine Damen und Herren, wir erleben, was wir ei-
gentlich schon immer wussten: Jeder Einzelne und 
wir als Gesellschaft sind unglaublich fragil, abhän-
gig von anderen, abhängig von Einflüssen von au-
ßen. Corona hat unsere Agenda gewandelt, die 
menschliche und gesellschaftliche Fragilität müs-
sen wir in Resilienz wandeln und das ist wahrlich 
keine leichte Aufgabe. 

Die Coronapandemie ist nicht vorbei, sie ist in vol-
ler Fahrt und sie ist mit einer hohen Dynamik un-
terwegs. Sie ist unglaublich gefährlich. Wir sehen 
das nicht allein an der Anzahl der infizierten Perso-
nen, wir merken das an immer mehr Menschen, die 
auch tatsächlich erkrankt sind. Wir sehen, dass 
mehr Menschen im Krankenhaus und immer mehr 
Menschen auf den Intensivstationen versorgt oder 
gar beamtet werden müssen. Deswegen ist eines 
klar, ein „Weiter so“ ist absolut keine Option mehr. 
Das Virus hat unser Leben und unsere Grundwerte 
seit Anfang des Jahres massiv beeinflusst und das 
Virus kennt keine Grenzen. 

So war es genau richtig, dass die Bundesregierung 
sofort Maßnahmen ergriffen hat, um das Virus ein-
zudämmen und damit auch die Infektionskurve ab-
zuflachen. Bis heute ist das unser Ziel und das dür-
fen wir auf keinen Fall aus den Augen verlieren. 
Erst das Abflachen der Kurve sorgt dafür, dass un-
ser Gesundheitssystem nicht überlastet wird und 
mit den Maßnahmen zur Abflachung der Kurve er-
kaufen wir uns die Zeit, in der wir hoffentlich einen 
Impfstoff entwickeln können, mit dem dann die 
Anzahl der Todesfälle gesenkt werden kann. 

Es war richtig, dass die Bundesregierung im Früh-
jahr ein milliardenschweres Finanzpaket geschnürt 
hat, auch wenn es Defizite hatte und dabei die So-
loselbstständigen vergessen wurden. Zu diesem 
Zeitpunkt wussten wir auch noch nicht viel über 
das Virus, weder wie es verbreitet wird, noch wie 
wir es bekämpfen können, aber mit dem ersten 
Lockdown gelang es, die Kurve abzuflachen. Uns 
hier in Deutschland blieben Szenarien wie in Ber-
gamo, Gott sei Dank, erspart. Wir konnten unsere 
Nachbarn in der medizinischen Versorgung sogar 
unterstützen und dafür schlossen wir Restaurants, 

Hotels, Kitas und Schulen, Museen, kurz: unser ge-
samtes öffentliches Leben. Die Städte kamen uns 
vor wie Geisterstädte, die Hauptstadt wie ausge-
storben, es waren kaum mehr Autos unterwegs, die 
Bahnen leer, Flugzeuge standen auf dem Rollfeld 
herum und Menschen waren nur noch vereinzelt zu 
sehen. 

Als besonders erschreckend empfanden wir, dass 
plötzlich ohne Rücksprache Österreich die Grenzen 
zu Deutschland schloss und viele andere europäi-
sche Länder gleichzogen. Die europäischen Innen-
grenzen waren plötzlich wieder echte Grenzen ge-
worden und so konnten Familien nicht zusammen-
kommen, so konnten die Erntehelfer nicht mehr 
nach Deutschland reisen und Menschen, die in 
Frankreich leben und in der Schweiz arbeiten, 
durften nicht zur Arbeit gehen. Eine Vorstellung, 
die bis dahin für uns völlig abwegig war. Reflexhaft 
führte die Krise zu einem Abgrenzungsdenken zu-
rück, das selbst innerhalb der EU Schlagbäume 
herunterließ. 

Wie so oft, leider viel zu oft, wurde auf eine globale 
Herausforderung eine nationale Antwort gesucht. 
Das ist doppelt falsch, unklug und ungerechtfertigt, 
denn wir leben in einer Welt globaler Kooperation. 
Ein Virus verbreitet sich global und das globale Zu-
sammenspiel unserer gesellschaftlichen Strukturen 
erweist sich nicht als belastbar. Hier hat Corona 
aufgedeckt, woran wir in Zukunft arbeiten müssen: 
Als Gesellschaft könnten wir lernen, dass wir mehr 
Europa, mehr globale Steuerung und eine Art Wel-
tinnenpolitik benötigen, um damit schädlichen Na-
tionalismus zu überwinden. 

(Beifall FDP) 

Genau darin steckt das Innovationspotenzial unse-
rer momentanen Situation. Natürlich sind lokale In-
teressen ebenso wichtig wie ein Verständnis für In-
teressenkonflikte, aber man muss verstehen, dass 
globale wirtschaftliche Verflechtungen kein Prob-
lem sind, sondern Teil der Lösung, denn sie zwin-
gen uns zu Kooperationen auf allen Ebenen. Es ist 
eine Zeit, in der wir uns die Komplexität unseres 
Daseins bewusst machen müssen. 

Doch was wir im Moment beobachten, ist das Ge-
genteil. Der Trend der Separierung schreitet voran. 
Die Bundesländer zogen sich dann auch noch auf 
ihre Partikularinteressen zurück und das Eigenin-
teresse war das wichtigste. Es ging sogar so weit, 
dass es verboten war, als Bremer nach Schleswig-
Holstein zu fahren. Es gab innerdeutsche Grenz-
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kontrollen. Erst vor zwei Wochen haben wir die Ab-
surdität des Beherbergungsverbotes zu spüren be-
kommen. Es machte sich Unverständnis in der Be-
völkerung breit und der Rechtsstaat griff durch, in-
dem Urteile gefällt wurden, die das Beherber-
gungsverbot kippten. Übrigens ein Vorgehen, das 
es jetzt immer häufiger gibt. 

Jetzt gibt es das neue Normal. Schon in den letzten 
Monaten, als wir uns mit dem neuen Normal abge-
funden haben, – –. Übrigens, es ist spannend zu se-
hen, wie sich auch das Vokabular verändert. Zuerst 
waren es medizinische Masken, dann Mund-Na-
sen-Bedeckungen und heute nennen wir das 
Ganze Alltagsmasken. So, als hätte es nie etwas an-
deres gegeben. Wir halten Abstand, wir tragen 
Masken, wir sagen uns nicht mehr per Handschlag 
guten Tag und unser Leben, unser Miteinander hat 
sich verändert. 

Corona ist nicht nur eine ökonomische und gesell-
schaftliche, sondern auch eine massive psychologi-
sche Bedrohung. Ein sich rasant ausbreitendes, un-
kontrollierbares Virus hat eine angemessene kol-
lektive Angst ausgelöst und zu adaptiven Reaktio-
nen geführt. Wir haben das bisher ganz gut bewäl-
tigt und trotz Protesten gibt es eine Akzeptanz des 
Herunterfahrens, die physische Distanz und auch 
die Hygienemaßnahmen werden eingehalten. 

Das dürfen wir als kollektives Verantwortungsge-
fühl bewerten und diese neue gesellschaftliche 
Verantwortung ist eine Chance in der Krise – zum 
Beispiel Menschen, die für Ältere einkaufen gin-
gen, Fotobücher für Verwandte kreierten, die man 
nicht besuchen durfte, und vieles, vieles mehr. Der 
Wert der Familie ist sehr viel stärker geworden, das 
ist durchaus etwas Schönes. Wir schützen durch 
das Tragen von Masken uns und andere und erst 
die Einschränkungen der sozialen Aktivitäten ha-
ben uns gezeigt, wie stark unser Bedürfnis nach 
Kontakt tatsächlich ist. 

Doch auch das dürfen wir nicht leugnen, es sind 
schon im ersten Lockdown viele Menschen zu 
Schaden gekommen. Virtuelle Kontakte ersetzen 
eben nicht den unmittelbaren physischen Kontakt. 
Ein Plus, die Digitalisierung wird voranschreiten, 
aber physische Präsenz wird zu der wertvollsten 
Erfahrung werden. Sich die Hand zu geben, sich 
gegenseitig offen in das Gesicht zu schauen, tat-
sächlich die Mimik, die Gestik wahrzunehmen, zu 
wissen, wie jemand fühlt, sich zu umarmen – un-
sere Bedürfnisse nach Bindung und emotionaler In-
timität lassen sich eben nicht über den Bildschirm 
befriedigen. 

Was macht das Virus mit uns als Gesellschaft? Es 
verbreitet natürlich Angst und das ist auch ver-
ständlich. Menschen haben Angst zu erkranken, 
Angst vor den Schreckensszenarien aus Italien, 
Frankreich und den USA. Doch Angst ist eine 
schlechte Ratgeberin. Sie darf nicht die Steuerung 
übernehmen! 

Die Coronakrise ist eine Herausforderung für unser 
Vertrauen in das Verantwortungsgefühl, in die Re-
gierung, in die Demokratie, die Medizin und die 
Wissenschaft. Ist dieses Grundvertrauen nachhaltig 
erschüttert, setzt Realitätsverlust ein, auch das er-
leben wir. Paranoide Ideen erhalten Raum und ru-
fen Leugner auf die Tagesordnung. Jedoch, das 
möchte ich mit Nachdruck betonen, dürfen wir un-
seren gesunden Menschenverstand nicht verlieren. 
Wir müssen mehr denn je kritisch mit Informatio-
nen umgehen, die Stimme erheben, wenn etwas 
nicht nachvollziehbar erscheint oder wenn wir un-
sere demokratische Gemeinschaft in Gefahr sehen. 
Wir müssen ehrlich bleiben dürfen. Denken ist ein 
Menschenrecht und Mitdenken ist es auch. 

(Beifall FDP) 

In Italien ist jeder Arzt- beziehungsweise Kranken-
hausbesuch mit einer Zuzahlung von 100 Euro be-
gleitet. Nicht jeder kann es sich leisten, und bei ei-
nem Anflug von Grippesymptomen überlegt man 
es sich genau, ob man deshalb gleich zum Arzt 
geht. Die Konsequenzen waren fatal. Auch in den 
USA ist das Gesundheitssystem ein anderes, nicht 
jeder hat eine Krankenversicherung, nicht jeder 
kann es sich leisten und das bedeutet, wer krank 
wird und der Arbeit fernbleibt, erhält kein Gehalt. 
Die Konsequenz ist, dass eine Vielzahl der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer sich krank zur Ar-
beit schleppt, statt zum Arzt zu gehen, und die An-
steckungsrate ist folglich immens. Das schreckliche 
Ausmaß belegen dort leider die Zahlen. 

Doch wir in Deutschland können stolz auf unser 
Gesundheitssystem sein. Bei uns ist jeder abgesi-
chert, 

(Abgeordnete Aulepp [SPD]: Eben nicht jeder!) 

bei uns gibt es soziale Sicherungssysteme, die es 
erlauben, krank zu sein, zum Arzt zu gehen, sich 
auszukurieren, ohne auf Gehalt verzichten zu müs-
sen. 

(Abgeordnete Krümpfer [SPD]: In welcher Welt le-
ben Sie eigentlich?) 
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Ja, auch das ist ein Grund, warum die Pandemie bei 
uns noch nicht solche Ausmaße angenommen hat. 
Lassen Sie mich noch einmal in aller Deutlichkeit 
sagen: Es besteht kein Zweifel daran, dass der 
Staat alles tun muss und wird, was erforderlich, an-
gemessen und geeignet ist, um die Pandemie ein-
zudämmen und die Bürgerinnen und Bürger zu 
schützen. 

(Beifall FDP) 

Doch es geht auch um die Existenz von Millionen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, von Un-
ternehmerinnen und Unternehmern. Ganze Berufs-
gruppen drohen auszusterben und daran hängen 
auch deren Familien. Erst ein angemessener Um-
gang mit der Angst, unserem Verantwortungsge-
fühl für alle Bereiche des Gemeinwesens und ernst-
hafte Debatten über das, was angebracht ist, bauen 
Vertrauen auf und genau dieses Vertrauen in den 
Staat brauchen wir, 

(Zuruf Abgeordnete Bredehorst [SPD]) 

um die Maßnahmen durchzusetzen. Die Angst vor 
einem zweiten Lockdown ist unbeschreiblich groß. 

(Beifall FDP) 

Auch wenn es gut ist, dass wir jetzt 75 Prozent der 
Umsätze aus dem Jahr 2019 an die Betroffenen aus-
schütten, geht es um mehr. Die Kollateralschäden 
sind immens und aktuell überhaupt nicht beziffert. 

Für ältere Menschen ist es eine Katastrophe. Sie 
drohen zu vereinsamen, haben nicht mehr die 
Chance, in ihre Stammkneipe zu gehen, Menschen 
zu treffen und sich auszutauschen. Doch gerade die 
Konversation, das gemeinsame Sein, das Miteinan-
derdenken, das Leben mit anderen ist für viele Le-
bensinhalt und das Lebenselixier. Die Vereinsa-
mung treibt Menschen auch in den Tod. Junge 
Menschen, Jugendliche, brauchen auch den Aus-
tausch mit Gleichgesinnten, nicht umsonst waren 
so viele im Sommer draußen, die Parks waren voller 
Menschengruppen, die sich ausgetauscht haben. 
Doch all das nehmen wir ihnen jetzt wieder weg. 

(Abgeordnete Krümpfer [SPD]: Nein!) 

Die Schließung des Freiparks, obwohl Abstandsre-
geln eingehalten wurden, dieser unter freiem Him-
mel stattfand und sich die Besucher vorher re-
gistrierten, ist in unseren Augen nicht richtig. Die 
Gastronomie hat jetzt Gelder in Heizpilze inves-
tiert, letzte Reserven mobilisiert. Und wofür? Dafür, 

dass sie jetzt, im November, wieder schließen müs-
sen. Kein Wunder, dass bei vielen ein Fragezeichen 
im Kopf zurückbleibt, denn Wirtschaft braucht vor 
allem eines: Planbarkeit und Verlässlichkeit. Ge-
nau das ist aktuell aber nicht mehr gegeben. 

Eine Analyse des RKI im August hat gezeigt, dass 
das größte Ansteckungsrisiko im privaten Umfeld 
und in Alten- und Pflegeheimen herrscht. Kaum ri-
sikobehaftet hingegen waren Restaurants und Ho-
tels. Das hat auch damit zu tun, dass die strengen 
Hygienekonzepte griffen. Die verantwortungsvol-
len Gastronomen haben kontrolliert die Hygiene-
standards eingehalten und genau diese Gastrono-
men werden jetzt wieder bestraft und auch Kultur-
schaffende werden bestraft. 

Die Menschen werden mit dem zweiten Lockdown 
ins private Umfeld gedrängt, zu Hause kaserniert 
und genau dort stehen Familien und Freunde eng 
zusammen. Es gibt kleine Wohnungen, nicht genü-
gend Durchlüftung und keine Kontrollen. Das ist 
ein gefährlicher Schritt, zumal wir wissen, dass 
jetzt die kalte Jahreszeit kommt, die Wohnungen 
stark beheizt werden, Menschen nicht mehr hin-
ausgehen und somit zu Hause festsitzen. Wir neh-
men den Menschen die Möglichkeit hinauszuge-
hen. 

(Abgeordnete Krümpfer [SPD]: Das ist doch Un-
sinn!) 

Von dem zweiten Lockdown sind nicht nur Restau-
rants und Hotels betroffen, sondern auch Kinos, 
Theater, generell Kultureinrichtungen, die es uns 
ermöglichen, uns auf großer Fläche aufzuhalten 
und auch die Abstandsregeln einzuhalten. Für uns 
ist dieser Schritt wenig durchdacht. Insbesondere 
in Krisenzeiten brauchen Menschen eine Kon-
stante, die ihnen ein lebenswertes Leben ermög-
licht und ihnen die Kraft gibt, selbstbestimmt viele 
der notwendigen Einschränkungen umzusetzen. 
Den Glauben an die eigenverantwortlich handeln-
den Menschen wollen wir als Freie Demokraten je-
denfalls so schnell nicht aufgeben. 

(Beifall FDP) 

Das Coronajahr neigt sich dem Ende zu. Weih-
nachtszeit ist Familienzeit und Weihnachtszeit be-
deutet, sich zu besinnen, das Jahr zu reflektieren, 
ein wenig zur Ruhe zu kommen. Der Besuch auf 
dem Weihnachtsmarkt ist für viele ein wichtiger 
Bestandteil dieses traditionsreichen Festes. Er 
könnte es auch weiterhin sein, unter freiem Him-
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mel, mit sinnvollem Hygienekonzept. Ein Weih-
nachtsmarkt wäre möglich und zu verantworten. 
Wir hätten uns vorstellen können, den Weihnachts-
markt ähnlich des Freiparks zu gestalten. Kleiner, 
ruhiger, ohne Partyglühweinbuden, wie Sie es 
eben sagten, Herr Röwekamp, und natürlich der Si-
tuation angepasst, mit der Beschränkung der Teil-
nehmerzahl pro Quadratmeter, natürlich an der fri-
schen Luft und ohne Zelte. Aber auch das wird die-
ses Jahr nicht möglich sein. 

Was wir haben, ist das Problem der einseitigen Ein-
schränkungen. Das Beispiel Weihnachtsmarkt 
führt die Problematik vieler momentaner Entschei-
dungen vor Augen. Wir Freien Demokraten emp-
finden es als problematisch, dass es lediglich um 
die Einschränkungen der Bürgerinnen und Bürger 
geht. Die staatliche Bringschuld, die Pandemie in 
ihren Auswirkungen abzufedern, wurde nicht voll-
umfänglich erbracht, obwohl wir wussten, dass der 
Herbst uns vor neue Herausforderungen stellen 
wird. Seit März haben wir vergessen, unsere Ge-
sundheitsämter personell und technisch ausrei-
chend auszustatten. Die Verbesserungen und die 
Investitionen in die Warn-App wurden unterlassen. 

Was für uns am schwersten wiegt: Unsere Kitas und 
Schulen sind nicht pandemiefest gemacht worden. 
Beim digitalen Unterricht ist man überhaupt nicht 
vorangekommen. 

(Abgeordneter Güngör [SPD]: Na sicher, wir benut-
zen Schreibmaschinen!) 

Bremen hat Geräte bis jetzt weitestgehend nur an 
Lehrer verteilt. Doch das wird im Zweifel keinerlei 
Verbesserungen erzielen. Die Vereinbarungen zur 
Nutzung von itslearning ist nicht unterschrieben, 
die Übereinkunft zur Nutzung von Mails durch 
Lehrer auch nicht. Das sind die offensichtlichen 
Baustellen, aber es ist keinerlei Anpassung im Hin-
blick auf die digitale Vermittlung erfolgt. Für uns 
ist es nicht verhandelbar, dass Schulen und Kitas so 
allein gelassen werden. 

Es ist essenziell, dass Kindern der Zugang zur Bil-
dung ermöglicht wird und dass auch der Austausch 
untereinander fortbesteht. Nicht jedes Kind hat Ge-
schwister, nicht jedes Kind ist mit einem fürsorgli-
chen Elternpaar gesegnet. Wir dürfen es nicht ver-
antworten, einer ganzen Generation psychische 
Schäden zuzumuten. Umso wichtiger ist es jetzt, 
Gelder aus dem Digitalpakt auszuschütten und die 
Schulen auf dem Weg zur Digitalisierung zu unter-
stützen. Schule kann man anders aufstellen als 

morgens um 8 Uhr 1 000 Schülerinnen und Schüler 
hinein und um 14 Uhr wieder hinaus zu lassen. 

(Abgeordneter Janßen [DIE LINKE]: Das ist doch 
gar nicht mehr so!) 

Schule im 21. Jahrhundert geht selbstbestimmt, 
geht online, geht hybrid, an anderen Lernorten und 
auch am Nachmittag. All das kann helfen mit dem 
Virus zu leben. Die Alternative heißt nicht, Schulen 
und Kitas zu öffnen oder zu schließen, sondern die 
Alternative heißt für uns, Selbstbestimmung und 
Eigenverantwortung zu tragen und Konzepte mit 
sozialer Verantwortung für diejenigen zu entwi-
ckeln, die Hilfe und Unterstützung brauchen. 

(Beifall FDP – Abgeordneter Janßen [DIE LINKE]: 
Das passiert doch gerade!) 

Damit das einmal deutlich wird: Ja, wir sind uns des 
Ausmaßes und der Bedrohung durch das Virus be-
wusst. Ja, wir wissen auch, dass es nicht in den 
nächsten Monaten verschwindet und gerade des-
halb müssen wir überlegen, wie wir ein Leben mit 
dem Virus ermöglichen können, ohne unseren All-
tag komplett auf null zu fahren. 

(Zuruf Abgeordnete Aulepp [SPD]) 

Die Kernfrage ist, wie wir ein freiheitliches Leben 
mit einem umfassenden Gesundheitsschutz verbin-
den, wie wir zwischen den umfassenden Bedürfnis-
sen einzelner und den Anforderungen der Solidar-
gemeinschaft abwiegen, wie wir bewerten, was 
sinnvoll ist, um unser gemeinsames Ziel zu verfol-
gen. 

(Abgeordneter Imhoff [CDU]: Dann geben Sie doch 
eine Antwort!) 

Wir stehen zusammen, keine Frage, aber wir dür-
fen kontrovers diskutieren, wir dürfen verschie-
dene Stimmen gleichzeitig erklingen lassen und all 
das wird die Akzeptanz für die neuen Formen un-
seres Zusammenlebens erhöhen. 

Dafür bedarf es einiger Grundvoraussetzungen. So 
müssen wir zum Beispiel sofort die Testkapazitäten 
ausweiten und die Ergebnisse schneller bereitstel-
len. Wir müssen Kontaktbeschränkungen verschär-
fen. Wir müssen die Kontaktverfolgung effizienter 
gestalten und die Corona-App verbessern. Wir 
müssen in den Schulen Belüftung sicherstellen, wir 
müssen den Nahverkehr entzerren, auch mit krea-
tiven Lösungen. Es kann doch nicht sein, dass wir 
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in überfüllten Bussen und Bahnen sitzen, da hilft 
dann auch die Alltagsmaske nicht mehr. 

(Unruhe SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Wir brauchen mehr Personal in den kritischen Be-
reichen. Das heißt, besonders der Gesundheitsbe-
reich muss massiv verstärkt werden. Wir brauchen 
verpflichtende FFP2-Masken in den Alten- und 
Pflegeheimen, am besten sogar für alle. Wir brau-
chen ein gesellschaftliches Miteinander, das auf 
die Verantwortung auch für die Mitmenschen aus-
gerichtet ist, das heißt, konsequentes Einhalten der 
Hygiene- und Abstandsregeln. 

Lassen sich die nun neu verhandelten Maßnahmen 
daran messen? Halten sie einer kritischen Überprü-
fung stand und sind sie geeignet die Kurve abzu-
flachen? Wir Freien Demokraten hegen da Zweifel. 
Sie bedeuten auf jeden Fall einen massiven Eingriff 
in unsere Freiheits- und Grundrechte. Was uns be-
sonders stört, ist, dass diese Maßnahmen ohne Be-
fassung der Parlamente einfach von oben herab 
entschieden werden. 

(Abgeordnete Aulepp [SPD]: Sie hätten ja jetzt die 
Chance, etwas Konstruktives vorzuschlagen!) 

Scheinbar unabänderliche Gesetze des ökonomi-
schen und des sozialen Lebens insgesamt sind au-
ßer Kraft gesetzt. Das Virus bedroht alle von uns, 
aber nicht alle gleichermaßen, genauso wenig wie 
die Maßnahmen zu dessen Eindämmung. 

Es gilt daher, den Fokus nachhaltig so einzustellen, 
dass die Regelungen besonders von denen zu 
rechtfertigen sind, die am Verwundbarsten sind. 
Deshalb ist es an der Zeit, unsere Stimme zu erhe-
ben. Wir haben bewusst in Deutschland eine Ge-
waltenteilung, doch obwohl die Legislative, wie 
hier das Parlament, tagungsfähig ist und bereit-
steht, handelt die Exekutive komplett eigenmäch-
tig. 

(Zuruf Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]) 

Aus gesellschaftspolitischer Sicht ist es fragwürdig, 
wenn das gesamte Land nicht mehr vom Parla-
ment, sondern von einer verordnunggebenden 
Versammlung der Bundeskanzlerin mit den Bun-
desländern regiert beziehungsweise dirigiert wird. 

(Zuruf Abgeordnete Krümpfer [SPD]) 

Die Legislative ist derzeit gefühlt außer Kraft ge-
setzt. 

(Abgeordnete Dr. Müller [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Was? – Abgeordneter Güngör [SPD]: Ich glaube, 
Ihre Fraktion hat sich gerade selbst außer Kraft ge-
setzt!) 

Corona kostet uns viel, aber mit der Demokratie zu 
zahlen, dieser Preis ist uns zu hoch. Deshalb schät-
zen wir das Signal, das heute gesendet wird, dass 
das Parlament als Kontrollfunktion eingebunden 
werden soll, sehr. Wir möchten noch weitergehen 
und wir würden uns wünschen, dass es eine vorhe-
rige Befassung des Parlaments gibt und die Regeln 
erst einmal vom Parlament verabschiedet werden, 
und zwar vorher. 

(Beifall FDP) 

Wir leben, Gott sei Dank, in einer Demokratie 

(Abgeordneter Lübke [CDU]: Sie leugnet sich 
selbst!) 

und die Demokratie zeichnet sich insbesondere 
durch Vielfalt der Meinungen aus. Sich positiv zu 
streiten, Meinungen auszutauschen oder für die ei-
gene Grundauffassung zu kämpfen, ist Teil der ge-
lebten Demokratie und nein, Herr Röwekamp, es 
ist nicht Populismus, 

(Zurufe SPD, Bündnis 90/Die Grünen: Doch! – Ab-
geordneter Bücking [Bündnis 90/Die Grünen]: Un-
sinn der Verzweiflung! – Unruhe) 

wie Sie gesagt haben. Da widerspreche ich Ihnen 
vehement. Doch was wir erleben –Sie alle haben es 
leider auch gezeigt und Sie zeigen es auch jetzt mit 
Ihrem Verhalten und mit lauten Zwischenrufen –, 
beim Thema Corona darf es keine zwei Meinungen 
geben. Viele der Politiker haben offensichtlich 
Angst 

(Zuruf Abgeordnete Dr. Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen] – Zuruf Abgeordnete Aulepp [SPD]) 

mit Konsequenzen leben zu müssen, wenn Sie ei-
nen anderen Weg einschlagen. Sie werden gleich 
als Rechte verschrien, als Coronaleugner, als Alu-
hutträger. Die gibt es alle, ja, aber das darf uns 
doch nicht davon abhalten, das Thema Corona 
kontrovers zu behandeln und auch über die Maß-
nahmen zu diskutieren. 

(Beifall FDP – Abgeordnete Krümpfer [SPD]: Wel-
che schlagen Sie denn vor?) 
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Wer einen anderen Weg vorschlägt, darf nicht post-
wendend degradiert werden. Dieser Populismus ist 
falsch und hochgradig gefährlich für unsere Ge-
meinschaft. Bei diesem Thema gibt es nicht nur 
eine Meinung. Selbst die Fraktionen sind divers 
und das wissen Sie selbst, auch wenn Sie hier so 
laut schreien. Frau Senatorin Vogt hat als unsere 
Wirtschaftssenatorin gesagt, dass sie auf Distanz zu 
den Coronamaßnahmen geht. Frau Kappert-Gon-
ther sagt, dass sie die Schließung der Kultureinrich-
tungen für falsch hält. Herr Raschen von der CDU 
sagt, dass die Schließung der Restaurants noch ein-
mal zu überprüfen ist. Also hören Sie doch auf so 
zu tun, als gäbe es nur eine Meinung. Sie sind sich 
doch selbst interfraktionell nicht einmal einig und 
deswegen sollten wir uns auch darüber streiten 
dürfen. 

(Beifall FDP – Zuruf Abgeordnete Aulepp [SPD] – 
Zuruf Abgeordnete Dr. Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]) 

Gerade wo Menschen Angst haben – die einen ha-
ben Angst vor dem Risiko, sich anzustecken und zu 
erkranken, und die anderen haben Angst vor dem 
Verlust der Arbeit, Angst vor Vereinsamung –, da 
müssen wir besonders gut hinhören und es müssen 
alle Meinungen gehört werden und ihren Raum in 
der Debatte bekommen. 

Wir als demokratische Mitte 

(Lachen Bündnis 90/Die Grünen – Abgeordnete 
Dr. Müller [Bündnis 90/Die Grünen]: Das ist lange 
nicht mehr Mitte!) 

können es uns nicht leisten, die Menschen aus par-
teipolitischem Kalkül in die Arme der Extremen zu 
treiben. Das sollten wir gemeinsam verhindern. 

(Beifall FDP) 

Ich möchte Ihnen ein Zitat vorlesen: „Es geht um 
die richtige Balance von öffentlichem Leben, Ge-
sundheitsschutz, Wirtschaft, den Interessen des 
Einzelnen und denen der Gesellschaft. All das ver-
dient eine grundsätzliche und kontroverse De-
batte“. 

(Zuruf Abgeordnete Krümpfer [SPD]) 

Das sind sehr weise und richtige Worte. Genau die-
sen Umgang wünschen wir uns. Diese Worte hat 
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn im Mai ge-
sagt. Die Pandemie hat viele Facetten und unsere 
Gesellschaft ist vielfältig. Es ist unsere Aufgabe, die 

Pandemie einzudämmen und weiterhin ein Leben 
mit dem Virus zu ermöglichen. Aktuell sehen die 
Maßnahmen eher nach Aktionismus als nach ei-
nem langfristigen, nachhaltigen Plan aus. Wir 
brauchen eine langfristige Strategie, um mit 
Corona zu leben. Wir wissen so viel mehr als noch 
im März und trotzdem haben sich die Maßnahmen 
nicht grundlegend verändert. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Das stimmt 
doch gar nicht!) 

Eines dürfen wir nicht vergessen: Die Konsequen-
zen werden uns über Generationen beschäftigen. 
Wir schütten Gelder in dreistelliger Milliardenhöhe 
aus und niemand spricht davon, dass all die Gelder 
nicht aus Produktivität erwirtschaftet wurden, son-
dern in Form von Verschuldung realisiert werden 
müssen. Wir drücken damit unseren eigenen Kin-
dern und den nachfolgenden Generationen eine 
hohe Last auf die Schultern, nehmen ihnen Gestal-
tungsfreiräume und erzeugen massiv negativ wir-
kende psychologische Effekte. Wir erzeugen in ei-
ner Vielzahl von Kindern die Angst vor dem Leben 
und der Zukunft und insbesondere Angst vor den 
eigenen Mitmenschen als potentielle Gefährder. 
Ein sorgloses Leben, so wie wir es kennenlernen 
durften, ist dieser Jugend nicht vergönnt. 

(Abgeordnete Dr. Müller [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Jetzt übertreiben Sie doch nicht!) 

All das sollte auch in der Gesamtbetrachtung der 
Maßnahmen eine Rolle spielen. 

Es ist furchtbar zu sehen, wie die Zahl der positiv 
Getesteten in die Höhe schnellt, es ist schlimm zu 
sehen, wie die Zahl der Intensivbetten aufgestockt 
wird und trotzdem die Angst da ist, nicht genügend 
Kapazitäten zu haben. Der Druck auf das medizini-
sche Personal wächst täglich. Eine historisch 
furchtbare Situation, mit der wir als Gesellschaft zu 
kämpfen haben. Die Pandemie bestimmt unseren 
Alltag mehr als alles andere und deshalb unterstüt-
zen wir alles, was erforderlich ist, um das Virus ein-
zudämmen und unsere Mitmenschen zu schützen. 

(Abgeordnete Dr. Müller [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Ach was!) 

Ermöglichen wir doch beides, ein freiheitliches Le-
ben und höchstmöglichen Gesundheitsschutz. Das 
ist unsere Aufgabe und gemeinsam schaffen wir es. 

(Präsident Imhoff übernimmt wieder den Vorsitz.) 
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Wir wünschen allen Erkrankten eine baldige Ge-
nesung, dass sie schnell gesund werden, dass wir 
sie schnell wieder hier bei uns haben und vor allem 
wünschen wir Ihnen, dass auch Sie alle gesund 
bleiben. 

Wir beantragen zu Ihrem Antrag getrennte Abstim-
mung. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Imhoff: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Herr Timke. 

Abgeordneter Timke (BIW): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Am Mittwoch haben sich die 
Bundesregierung und die Ministerpräsidenten der 
Länder vor dem Hintergrund rasant steigender 
Coronainfektionszahlen in Deutschland auf einen 
neuerlichen Teil-Lockdown bis Ende November 
geeinigt. Ziel ist es, die laufende zweite Viruswelle 
durch eine drastische Einschränkung der sozialen 
Kontakte und das Herunterfahren der meisten Frei-
zeitaktivitäten zu brechen. Ich halte die beschlos-
senen Maßnahmen zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
für grundsätzlich notwendig, allerdings nicht unbe-
dingt stringent und logisch. Dazu werde ich später 
noch kommen. 

Unser Bundesland Bremen ist einer der Corona-
Hotspots in Deutschland. In der Hansestadt ist die 
sogenannte Sieben-Tage-Inzidenz mit einem Wert 
von aktuell 160,3 die höchste aller Bundesländer. 
Auf Platz zwei folgt Berlin mit einem Inzidenzwert 
von rund 146,1. Nirgends in Deutschland verbreitet 
sich das Virus also schneller als in Bremen. Deshalb 
sind wirksame Maßnahmen zur Eindämmung der 
Epidemie gerade bei uns besonders dringlich. In 
diesem Zusammenhang wäre es sehr hilfreich, 
wenn der Senat endlich Zahlen zum Infektionsge-
schehen in den einzelnen Stadtteilen Bremens und 
Bremerhavens vorlegen würde. Mit Hilfe dieser 
Daten könnte man sehr viel zielgerichteter gegen 
die Ausbreitung der Seuche vorgehen. Es ist 
höchste Zeit, Herr Bürgermeister, dass die Landes-
regierung diese Zahlen liefert. 

(Abgeordnete Krümpfer [SPD]: Wozu?) 

Wie gesagt, meine Damen und Herren, die gerade 
beschlossenen Maßnahmen sind gegenwärtig not-
wendig, was auch eine große Mehrheit der Bürger 
so sieht. Dennoch wird zum Teil berechtigt scharfe 
Kritik an den ab Montag geltenden Einschränkun-
gen geübt, weil die nicht immer stringent und eben 

auch nicht nachvollziehbar sind. Warum beispiels-
weise müssen Theater, Konzerthäuser und Freizeit-
einrichtungen schließen, um Zusammenkünfte und 
damit Kontakte einer größeren Anzahl von Men-
schen zu unterbinden, während mögliche andere 
Infektionsherde wie Schulen und Kindergärten ge-
öffnet bleiben? 

(Zuruf Abgeordnete Krümpfer [SPD]) 

Warum sind Gaststätten, Restaurants und Hotels 
vom Lockdown betroffen, obwohl die Betreiber 
zum Teil viel Geld für ausgefeilte Hygienekon-
zepte zum Schutz ihrer Gäste investiert haben und 
auch das Robert-Koch-Institut die Auffassung ver-
tritt, dass die Ansteckungsgefahr in diesen Berei-
chen minimal ist. Bei Hotels liegt die bekannte An-
steckungsgefahr bei null Prozent, meine Damen 
und Herren. Trotzdem sind sie jetzt vom Lockdown 
betroffen. 

Das ist nicht gerechtfertigt. Um es vielleicht einmal 
mit dem Beispiel der Gaststättenbesitzer zu sagen, 
dort liegt die Ansteckungsgefahr gerade einmal bei 
drei Prozent. Die Gaststättenbesucher werden sich 
deshalb ab Montag vielerorts in heimischen Wohn-
zimmern oder Partykellern treffen, wo es eben 
keine gesetzlichen Hygienekonzepte oder Sperr-
stunden gibt und das Risiko einer Ansteckung da-
mit viel höher ist als in der Eckkneipe. Es findet da-
mit nur ein Verdrängungseffekt statt, mit dem Er-
gebnis, dass die Ansteckungsgefahr auch steigen 
wird. 

Der neue „Lockdown light“ soll ja bis Ende No-
vember dauern. Es bleibt abzuwarten, ob die Maß-
nahmen dann auch greifen und die hohen Infekti-
onszahlen signifikant zurückgehen werden. Sollte 
das nicht der Fall sein, muss die Politik andere 
Wege beschreiten, um der Seuche Herr zu werden, 
denn die massiven Einschränkungen der Grund-
rechte, die das Herunterfahren des gesellschaftli-
chen Lebens und die Kontaktverbote mit sich brin-
gen, lässt sich schon aus verfassungsrechtlichen 
Gründen nicht über einen längeren Zeitraum auf-
rechterhalten, von den desaströsen Folgen für die 
Wirtschaft und dem sozialen Frieden in Deutsch-
land ganz zu schweigen. Zudem warnen Experten, 
dass der Lockdown am Ende mehr Todesopfer for-
dern könnte, als das Virus selbst, etwa weil der Zu-
gang zu Vorsorgeuntersuchungen und Therapien 
für Kranke nicht mehr in vollem Umfang möglich 
ist. 

Hinzu kommt, dass niemand weiß, wann ein mas-
sentauglicher Impfstoff zur Verfügung stehen wird 
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und wie viele Menschen überhaupt bereit sein wer-
den sich impfen zu lassen. Die zum Teil massiven 
Einschränkungen der Grund- und Freiheitsrechte 
von Bürgern und Gewerbetreibenden auf unbe-
stimmte Zeit fortzusetzen, bis man die Bevölkerung 
durch ein mögliches Serum ausreichend gegen das 
Virus immunisiert hat, ist weder juristisch legitim 
noch politisch durchsetzbar. 

Eine Alternative zur aktuellen Lockdown-Politik ist 
eine Strategie, die führende US-Wissenschaftler 
vor einigen Wochen in der sogenannten Great Bar-
rington Declaration vorgestellt haben. Anstatt das 
öffentliche Leben insgesamt herunterzufahren, 
sollten allein die bekannten Risikogruppen, also äl-
tere Menschen und solche mit Vorerkrankungen, 
die als besonders verletzlich gelten, durch adä-
quate Maßnahmen möglichst optimal geschützt 
werden, um die Gefahr einer Infektion in dieser 
Gruppe zu minimieren. Alle anderen sollten ein 
normales Leben führen und ihren Alltagsgeschäf-
ten nachgehen können. Dadurch, so die Wissen-
schaftler, werde sich im Laufe der Zeit eine Her-
denimmunität gegen das Virus entwickeln, von der 
mittelfristig die gesamte Bevölkerung profitiere, 
auch die Risikogruppen. 

Natürlich, meine Damen und Herren, ist dieser An-
satz, der auch von vielen Experten in Deutschland 
befürwortet wird, mit Risiken verbunden. Doch 
wenn die bisherigen Methoden versagen, müssen 
neue Wege gegangen werden, um die Pandemie in 
den Griff zu bekommen, ohne die Fundamente un-
serer freiheitlich demokratischen Grundordnung 
und unseren wirtschaftlichen Wohlstand zu zerstö-
ren. Die Bekämpfung des Coronavirus darf im Er-
gebnis nicht zu einer irreparablen Beschädigung 
unseres Gemeinwesens führen. 

Abschließend, meine Damen und Herren, ein wei-
terer Punkt, der mir sehr wichtig ist: Auch in 
schwierigen Zeiten wie in diesen, darf Deutschland 
nicht permanent durch Notverordnungen regiert 
werden, die im Bundeskanzleramt zwischen Frau 
Merkel und den Ministerpräsidenten der Länder 
ausgehandelt werden. Wir brauchen vielmehr eine 
aktive Beteiligung der Parlamente, sowohl im Bund 
als auch in den Ländern, um im demokratischen 
Diskurs nachhaltige Konzepte zur Überwindung 
der Krise zu entwickeln. Nur so kann es gelingen, 
die Bürger mitzunehmen, um die Jahrhunderther-
ausforderung Corona solidarisch zu meistern. Dass 
der Senat heute angekündigt hat, das Parlament 
zukünftig bei allen Entscheidungen einzubinden, 
begrüße ich ausdrücklich. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

Präsident Imhoff: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Beck. 

Abgeordneter Beck (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, sehr geehrte Damen und Herren, sehr ge-
ehrter Herr Bürgermeister! Wie ich bereits in mei-
ner Rede während Herrn Finanzsenator Strehls 
Haushaltsberatung im Mai dieses Jahres sagte, 
sind nicht zuletzt aufgrund der Coronakrise, wel-
che im März begann, und des durch die Bundes-
kanzlerin und alle Länderchefs beschlossenen er-
neuten Teil-Lockdowns nicht unwesentliche Teile 
der Bremer Wirtschaft akut in deren wirtschaftli-
cher Existenz bedroht. Woher wollen Sie das Geld 
nehmen, um diese zu unterstützen? 

Gerade diese durch Sie mitgetragenen Corona-
maßnahmen werden für viele Geschäftsinhaber 
und Mitarbeiter in der Gastronomie, der Veranstal-
tungsbranche und in anderen Bereichen der Frei-
zeitbranche zu deren ultimativem Todesstoß. Wäh-
rend der Coronakrise im März beschlossen Sie, 
Herr Dr. Bovenschulte, und Ihr Senat gar nichts, 
sondern eilten Ihrem niedersächsischen Genossen, 
Herrn Weil, und seinen seinerzeit getroffenen Maß-
nahmen gehorsam hinterher. Jetzt stehen Sie wie-
der einmal unkritisch hinter den ab Montag gülti-
gen Coronamaßnahmen und -verordnungen, wel-
che in dieser Woche beschlossen wurden. Herr Bür-
germeister Dr. Bovenschulte, übernehmen Sie für 
dieses Bundesland die Eigenverantwortung und 
verstecken Sie sich nicht hinter den durch die 
Kanzlerin und alle anderen Länderchefs getroffe-
nen Coronamaßnahmen. 

(Abgeordnete Krümpfer [SPD]: Und dazu gehört er 
nicht, oder was?) 

Am Ende dieser teilweise sinnlosen Coronaverord-
nungen wird wieder keiner dieser politischen Ent-
scheider für den wirtschaftlichen und sozialen Zu-
sammenbruch Deutschlands und damit auch Bre-
mens Verantwortung übernehmen wollen. Ähnli-
ches kennen wir bereits leidvoll aus der deutschen 
Geschichte. 

Bremer Kinder und Jugendliche leiden inzwischen 
beträchtlich an diesen auch Ihrem blinden Aktio-
nismus geschuldeten Coronamaßnahmen und -ver-
ordnungen. Selbst mein elfjähriger Sohn fragte 
mich, weshalb ab Montag alle Restaurants und Be-
triebe der Freizeitbranche geschlossen bleiben 
müssen, die Schulen und Kitas allerdings geöffnet 
blieben. 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 16. Sitzung am 31.10.2020 2127 

(Abgeordnete Krümpfer [SPD]: Damit er etwas 
lernt! – Abgeordneter Güngör [SPD]: Ein regelmä-
ßiger Restaurantbesucher, der Sohn!) 

Ich gehe nicht davon aus, dass COVID-19 vor Schu-
len – –. Möchten Sie etwas dazu sagen? 

(Abgeordneter Güngör [SPD]: Das war ein Zuruf!) 

Dann seien Sie doch bitte einmal ein bisschen leise. 
Ich gehe nicht davon aus, dass COVID-19 vor Schu-
len oder Kitas haltmachen wird. Es dürfte interes-
sant werden, wann gegen die Senatorin für Kinder 
und Bildung die ersten Strafanzeigen wegen Kör-
perverletzung und Verstößen der staatlichen Für-
sorge- und Sorgfaltspflicht bei der Polizei und der 
Staatsanwaltschaft auflaufen werden. Nicht zuletzt 
und mit Blick auf die jüngsten wissenschaftlichen 
Erkenntnisse, welche die Letalität des COVID-19-
Virus noch einmal deutlich realistischer bewerten, 
sollten Sie Ihre Vorgehensweisen noch einmal 
dringend überdenken. Sie sind dabei, Porzellan zu 
zerschlagen, welches Sie nie wieder gekittet be-
kommen. 

Inzwischen werden Häuser durch zugereiste Berli-
ner Frauengruppen zu touristischen Zwecken be-
setzt, denn Bremen ist eine schöne Stadt und die 
linksgerichtete Bremer Szene wie aber auch Abge-
ordnete aus dieser Landesregierung applaudieren 
und solidarisieren sich mit diesen skurrilen Typen. 
Es ist nicht davon auszugehen, dass die Besetzer 
die Coronaverordnungen befolgen werden. Hinzu 
kommt, dass sicherlich mehr als zehn Personen aus 
unterschiedlichen Familien in dem besetzten Haus 
verweilen, hausen. Da darf der Bremer Bürger ge-
spannt sein, ob die Innenbehörde mit aller Konse-
quenz die Coronaverordnungen gegen diese 
selbsternannten Hausbesetzer 

(Abgeordnete Dr. Müller [Bündnis 90/Die Grünen]: 
*innen!) 

durchsetzen wird. – Vielen Dank, sehr geehrte Da-
men und Herren! 

Präsident Imhoff: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Röwekamp. 

Abgeordneter Röwekamp (CDU): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der letzte Beitrag der AfD hat meine Er-
wartungen nicht erfüllt, 

(Heiterkeit SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

weil er weit hinter dem zurückgeblieben ist, was 
Herr Gauland im Deutschen Bundestag gesagt hat. 
Er hat ja offenbart, sie haben eigentlich gar keinen 
Plan. 

(Heiterkeit SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Jetzt einfach zu sagen, der Bürgermeister läuft an-
deren hinterher 

(Abgeordneter Güngör [SPD]: Versteckt sich!) 

und macht nur das, was andere machen – ach so, 
richtig –, versteckt sich hinter seinen eigenen Be-
schlüssen. Ich finde, das, was Sie hier geboten ha-
ben, Herr Beck, ist selbst unter dem AfD-Niveau 
geblieben. 

(Beifall CDU, SPD – Heiterkeit SPD, Bündnis 
90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Zu Herrn Timke, nur ganz kurz. Ich habe zur 
Kenntnis genommen, das habe ich vorhin auch 
schon gesagt, das ist eine virologisch vertretbare 
Auffassung, zu sagen, wir isolieren einfach die 
Herde. Die Herde, das sind in diesem Fall alle alten 
Menschen, alle Menschen, die eine Gefahrerhö-
hung besitzen, weil sie eine Lungenkrankheit ha-
ben. Wir isolieren diese vollständig, wir nehmen sie 
aus der Mitte unserer Gesellschaft heraus und ka-
sernieren sie. Das ist jetzt Ihre Lösung und ich sage, 
ja, vielleicht hilft das virologisch, aber es sprengt 
unsere Gesellschaft. 

Wenn die Oma im Pflegeheim unmittelbar in den 
Wochen vor ihrem Tod das Enkelkind nicht mehr 
drücken oder die Tochter nicht mehr sehen oder 
keinen geistlichen Beistand bekommen oder auch 
nicht mehr an einer Familienfeier teilnehmen kann, 
finde ich, dann richten wir einen irreparablen 
Schaden in unserer Gesellschaft an. Unsere Gesell-
schaft lebt von dem Miteinander der Menschen 
und nicht davon, dass wir sie isolieren und dass wir 
sie trennen. In der Abwägungsentscheidung, ob 
wir uns alle beschränken müssen, damit einige we-
nige Risikopatienten ein gesellschaftlich akzeptab-
les Leben in der Mitte unserer Gesellschaft haben 
oder ob wir sie isolieren und sagen, die müssen 
eben anders damit klarkommen als wir, bleibe ich 
bei meiner Auffassung. Ich finde die Solidarität an 
dieser Stelle wesentlich wichtiger als zu sagen, wir 
stecken einzelne Menschen in die totale gesell-
schaftliche Isolation. Deswegen bin ich für den an-
deren Weg. 
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(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Ich hatte mich allerdings schon gemeldet, bevor 
diese beiden Wortbeiträge waren, weil, Frau 
Wischhusen, das einfach nicht unwidersprochen 
bleiben kann, was Sie hier gesagt haben. Ich habe 
mich spontan gemeldet, als Sie gesagt haben, die 
Legislative hätte sich aus dieser Diskussion, ich 
habe nicht mehr den genauen Wortlaut, verab-
schiedet. 

(Abgeordneter Güngör [SPD]: Das Parlament hat 
sich außer Kraft gesetzt!) 

Außer Kraft gesetzt, oder so. Ich würde Ihnen emp-
fehlen, gehen Sie doch einmal auf die Seite der 
Bremischen Bürgerschaft – das ist hier, das ist unser 
Parlament – 

(Heiterkeit SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

und geben Sie einmal unter Dokumente als Such-
begriff „Corona“ ein. Dann werden Sie feststellen, 
dass wir uns als Parlament seit März in jeder Sit-
zung der Bremischen Bürgerschaft insgesamt mit 
50 Initiativen zur Frage des aktuellen Umgangs mit 
den Auswirkungen der Coronapandemie beschäf-
tigt haben. Alle, sogar Sie, haben sich an dieser De-
batte beteiligt. Deswegen ist es populistisch, sich 
hier hinzustellen und zu sagen, da handeln nur 
noch einige wenige aus irgendwelchen Regierun-
gen ohne Legitimation und wir als Parlament neh-
men an dieser Debatte nicht teil. Das ist einfach 
schlicht falsch. Wir haben an dieser Debatte über 
die Wochen und Monate nicht nur in den Aus-
schüssen, nicht nur in den Deputationen, nicht nur 
in der öffentlichen Debatte, sondern auch hier im 
Herzen unserer Demokratie, in unserem Parla-
ment, teilgenommen. Ich verwahre mich gegen den 
Vorwurf, wir hätten uns aus dieser Debatte verab-
schiedet. Das mag für Teile Ihrer Fraktion stimmen, 
für uns stimmt es nicht. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Ich weise auch den Vorwurf zurück, wir würden 
nicht akzeptieren, dass es mehrere Meinungen 
gibt. Ja, es gibt zu jedem der Punkte, die von den 
Ministerpräsidenten mit der Bundesregierung ver-
abredet sind, unterschiedliche Meinungen. Ich bin 
mir auch nicht sicher, ob die Regelungen, die wir 
jetzt für bestimmte Bereiche der Freizeitunterneh-

men, der Künstler und Soloselbstständigen getrof-
fen haben, ob das alles richtig ist. Ich hätte es mir 
vielleicht auch anders vorgestellt. 

Darüber haben wir alle diskutiert, ob nicht viel-
leicht eine Sperrstunde ab 20 Uhr eine mögliche 
Alternative gewesen wäre oder ob man nicht sagen 
könnte, wir konzentrieren uns auf die Speisegast-
ronomie und lassen die, wo man tatsächlich auch 
getrennt sitzt und das auch nachvollziehen kann, 
vielleicht offen. Es gibt ganz viele unterschiedliche 
Vorstellungen, wie man es vielleicht auch anders 
hätte machen können. Am Ende zählt aber doch, 
dass wir eine Verständigung aller 16 Bundesländer 
mit der Bundesregierung auf diese Maßnahmen 
haben. Da hätte man im Detail sicherlich auch zu 
anderen Verabredungen kommen können, viel-
leicht hätten die auch die gleiche Wirkung gehabt, 
aber wir müssen doch jetzt sagen, ob wir bereit 
sind, der gesamten Solidarität in Gesamtdeutsch-
land gemeinsam zu folgen, oder ob wir einzelne 
Punkte bemängeln. 

Ihr Antrag würde wieder dazu führen, dass es in 
Bremen anders ist, als in anderen Bundesländern 
und deswegen gehen wir Ihren Weg nicht mit. Es 
ist Schluss für Sonderwege. Es ist auch Schluss da-
mit, dass jeder seine eigene Lösung findet und wir 
keine gemeinsamen Antworten mehr finden. Des-
wegen sind wir dafür, dass wir das eins zu eins um-
setzen, was dort verabredet worden ist, auch wenn 
man im Detail vielleicht anderer Auffassung sein 
kann, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Und es gibt ja auch in Ihrer Partei zwei Meinungen, 
mindestens. 

(Heiterkeit SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Teilweise haben ja die gleichen Leute zwei Mei-
nungen. 

(Heiterkeit) 

Wenn ich mir beispielsweise anschaue, was die 
FDP auf Bundesebene veranstaltet. Wenn man das 
noch einmal Revue passieren lässt, im Sommer ha-
ben sie noch gefordert, Beendigung aller 
Coronabeschränkungen, Schluss mit Corona, wir 
haben alles im Griff. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hilz [FDP]: Hat keiner ge-
fordert!) 
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Dann hat Anfang Oktober Ihr neuer Generalsekre-
tär – Sie haben ja in Bremen auch einen, als einzige 
Partei haben Sie auch einen Generalsekretär in 
Bremen – dann auf Bundesebene gefordert, ja, jetzt 
muss Schluss sein mit Coronamaßnahmen. 14 Tage 
später gab es dann einen Coronafall im Bundeska-
binett, da hat die gleiche Partei, der gleiche Gene-
ralsekretär gesagt, jetzt muss die ganze Bundesre-
gierung in Quarantäne, obwohl die unter 
Coronabedingungen getagt haben. Die haben so 
getagt, wie Sie in der Speisegastronomie in Zu-
kunft weiter essen wollen. Trotzdem sollten die alle 
in Quarantäne. 

Als die Coronafallzahlen dann im Oktober wieder 
gestiegen sind, haben Sie auf Bundesebene ver-
langt, dass die Bundesregierung jetzt endlich ein-
mal erklären müsse, warum das überhaupt stattfin-
den würde. Eine richtige Stringenz in Ihrer Linie 
bei Corona kann ich auch bundespolitisch nicht 
feststellen. Warum das in Rheinland-Pfalz richtig 
ist, was die Ministerpräsidenten beschlossen ha-
ben, warum das in Schleswig-Holstein richtig ist, 
was die Ministerpräsidenten beschlossen haben, 
warum das in Sachsen-Anhalt richtig ist, was die 
Ministerpräsidenten beschlossen haben, aber hier 
in Bremen falsch sein soll, sehr geehrte Frau Wisch-
husen, das haben Sie an keiner Stelle gesagt. Ihnen 
geht es gar nicht um den richtigen Weg. Ihnen geht 
es darum, die Gegner dieser Maßnahmen, deren 
Argumente ich teilweise nachvollziehen kann, auf 
billige Weise für sich politisch einzusammeln. Und 
das ist unredlich, meine Damen und Herren! – Vie-
len Dank! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Präsident Imhoff: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Regie-
rungserklärung des Senats Kenntnis. 

„Es ist die Stunde der gemeinsamen Verantwor-
tung!“  
Resolution der Bremischen Bürgerschaft zur Be-
kämpfung der Coronapandemie  
Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, DIE LINKE und der CDU  
vom 30. Oktober 2020  
(Drucksache 20/676) 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Hier ist getrennte Abstimmung beantragt worden. 

Deshalb lasse ich zunächst über die Ziffern 4 und 
12 des Antrags abstimmen. Wer den Ziffern 4 und 
12 des Antrags seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen FDP, M.R.F., Abgeordneter Beck [AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Timke [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
den Ziffern 4 und 12 des Antrags zu. 

Nun lasse ich über die Ziffer 7 des Antrags abstim-
men. 

Wer der Ziffer 7 des Antrags seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen M.R.F., Abgeordneter Beck [AfD], Abge-
ordneter Timke [BIW]) 

Stimmenthaltungen? 

(FDP) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 7 des Antrags zu. 

Ich lasse jetzt über die restlichen Ziffern des An-
trags abstimmen. 

Wer den restlichen Ziffern des Antrags seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich jetzt um das 
Handzeichen. 
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(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, Abgeordneter Beck [AfD], Abgeord-
neter Timke [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(M.R.F.) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
den restlichen Ziffern des Antrags zu. 

Zweiten Lockdown verhindern – mildere Alterna-
tiven prüfen, bisherige Regeln endlich konse-
quent umsetzen!  
Antrag der Fraktion der FDP  
vom 30. Oktober 2020  
(Drucksache 20/677) 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür FDP, Abgeordneter Timke [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

(M.R.F., Abgeordneter Beck [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende dieser 
Sondersitzung angekommen. Ich bedanke mich, 
dass Sie an einem Feiertag hierhergekommen sind! 
Ich bedanke mich vor allem bei den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern der Bremischen Bürger-
schaft, dass sie uns das ermöglicht haben, heute 
hier zu tagen. 

(Beifall) 

Hiermit schließe ich die Sitzung. Ich wünsche 
Ihnen allen ein schönes Wochenende und bleiben 
Sie gesund. – Danke schön! 

(Ende der Sitzung 13:05 Uhr) 
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